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48. Sitzung 


Boniir den 29« April 1970 


Stenographischer Bericht 


Beginn: 9.01 Uhr 


Vizepräsident Dr« Schmid: Die Sitzung ist er- 
öffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich einiges 
bekanntzugeben. 

Am 28. April dieses Jahres hat Herr Kollege 
Lemmer seinen 72. Geburtstag gefeiert. Ihm gelten 
die besonderen Glückwünsche des ganzen Hauses. 

(Beifall.) 

Für den verstorbenen Abgeordneten Burgemeister 
jßj ist am 27. April der Abgeordnete Hein in den Bun- 
destag eingetreten. Ich «begrüße ihn und wünsche 
ihm eine gute und erfolgreiche Arbeit in unserer 
Mitte. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sollen 
die Punkte 10 und 11 der heutigen Tagesordnung 
abgesetzt werden. Ist das Haus damit einverstan- 
den? — Ich höre keinen Widerspruch; es ist iso be- 
schlossen. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver- 
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom- 
men: 

Der Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen hat 
am 20. April 1970 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Roll- 
mann, Dr. Hauser (Sasbadi), Dr. Riedl (Mündien), Geisenhofer 
und Genossen betr. Sicherung des Kundengeldes bei Betreuungs* 
bauten — Drucksache VI/404 beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache VI/683 verteilt. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprediend dem Be- 
schluß des Bundestages vom 25, Juni 1959 die nachstehenden 
Vorlagen überwiesen: 

Verordnung des Rates 

zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen 
Sicherheit der Atomanlagenbedlensteten der Gemeinsamen 
Kemforschungsstelle, die in Italien dienstlich verwendet 
werden 

zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen 
Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in den Niederlanden dienstlich ver- 
wendet werden 

— Drucksache VI/651 

überwiesen an den Innenausschuß (federführend), Haushaltsaus- 
schuß mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der 
endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung des Rates über die Erzeugung von und Verkehr 
mit Bruteiern und Küken von Hausgeflügel 

— Drucksache VI/660 — 


überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor 
der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Richtlinie des Rates zur Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit für die selbständigen Tätigkeiten des Güterkraft- 
verkehrs 

Richtlinie des Rates zur Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit für die selbständigen Tätigkeiten der Personenbeför- 
derung im Straßenverkehr 

Richtlinie des Rates zur Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit für die selbständigen Tätigkeiten der Güter- und 
Personenbeförderung auf Binnenwasserstraßen 

— Drucksache VI/672 — 

überwiesen an den Aussdiuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen mit der Bitte um Vorlage des Berichts 
rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksache W688 — 

Einige Mitglieder dieses Hauses haben Dringlich- 
keitsfragen vorgelegt. Die Dringlichkeit ist vom 
Herrn Präsidenten bestätigt worden. Es handelt sich 
um Fragen, die sich — mit einer Ausnahme — um 
ein begrenztes Thema bewegen. Der innere Zusam- 
menhang der Fragen könnte in die Versuchung füh- 
ren, die Fragestunde in eine Debattestunde zu ver- 
wandeln. Ich werde das nicht zulassen. Es wird ge- 
fragt, wie es die Geschäftsordnung vorsieht, und 
geantwortet, wie es die Geschäftsordnung vorsieht. 

(Abg. Dr. Barzel: Wir haben keine andere 
Absicht, Herr Präsident!) 

Man kann nachher eine Aktuelle Stunde anhängen, 
wenn es gewünscht wird. Zu dieser Stunde werde 
ich keine Dialoge zulassen. 

(Abg. Dr. Barzel: Wir danken für die Be- 
lehrung!) 

— Das war kein Versuch, Sie zu belehren. Ihre 
Kenntnis der Geschäftsordnung habe ich immer be- 
wundert, auch dort, wo sie im Stillschweigen mani- 
fest wurde; sie war immer sichtbar und erkennbar. 
Klarstellungen sind nicht immer Belehrungsversuche. 
Aber dem Präsidenten steht es manchmal an, aus 
Erfahrungen, die er gemacht hat, gewisse Konse- 
quenzen zu ziehen und vorzubeugen. Sie werden 
damit einverstanden sein. 
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Vizepräsident Dr. Sdimid 

(A) Zunächst der Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes. Frage 1 des Abgeord- 
neten Dr. Marx (Kaiserslautern): 

Aus weldiem Grund hat der Bundeskanzler den Bundesaußen- 
minister nicht von dem Brief informiert, den er als Bundes- 
kanzler und als Vorsitzender der SPD durch Staatssekretär 
Duckwitz dem 1. Sekretär der Polnisdien Vereinigten Arbeiter- 
partei geschickt hat? 

Bitte, Herr Bundeskanzler! 

Brandtr Bundeskanzler: Herr Abgeordneter, die 
Information ist aus einem technischen Versehen, das 
mir leid tut, unterblieben. Der Bundesminister des 
Auswärtigen ist weder wissentlich’ noch willentlich 
uninformiert gelassen worden. Zwischen dem Bun- 
desminister des Auswärtigen und mir ist seither 
sichergestellt worden, daß sich eine derartige Unzu- 
länglichkeit nicht wiederholen kann. 

Vizepräsident Dr. Sctunid: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Marx. 

Dr, Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr Bun- 
deskanzler, trifft es zu, daß der Herr Außenminister, 
wie er dies jetzt öffentlich mitgeteilt hat, bei einigen 
Vorbesprechungen um einen solchen Brief anwesend 
war, daß er aber bei diesem Brief selbst weder 
mitgewirkt noch den Zeitpunkt der Abschickung als 
günstig und zweckmäßig angesehen hat? 

(B) Brandt: Bundeskanzler: Sie hatten nach der In- 
formation gefragt, Herr Abgeordneter. Das Thema 
Ihrer Frage ist in einer weiteren mir vorliegenden 
Frage enthalten. Aber warum soll man das nicht 
jetzt schon vorwegnehmen? Ich kann nur sagen, daß 
meine Entscheidung — ich würde das sonst nachher 
sagen — darüber, einen solchen Brief zu schreiben, 
am Montag, dem 20. April, gefallen ist. An diesem 
Tage war der Kollege Scheel nicht in Bonn. 

Vizepräsident Dr, Schmid: Eine zweite Zu- 
satzfrage. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr Bun- 
deskanzler, können Sie hier verbindlich erklären, 
daß sich ähnliche Vorgänge bei der Vorbereitung 
anderer Gespräche oder bei der Durchführung an- 
derer Gespräche — ich nenne z. B. die in Moskau — 
nicht ereignet haben? 

Brandtr Bundeskanzler: Nein, 

Dr. Marx (Kaiserslautem) (CDU/CSU): Ich hatte 
gefragt: können Sie es verbindlich erklären? Sie 
sagen nein. 

Brandtr Bundeskanzler: Es gibt hierzu keine Par- 
allele. 

Vizepräsident Dr. Sdimld: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten von Guttenberg. 


Freiherr von und zu Guttenberg (CDU/CSU) : 
Herr Bundeskanzler, halten Sie es nicht für uner- 
läßlich, daß der Herr Außenminister nicht nur über 
die Tatsache informiert wird, daß Sie beabsichtigen, 
einen solchen Brief zu schicken, sondern daß er bei 
der Abfassung dieses Briefes und seiner Formulie- 
rung beteiligt wird? 

Brandt, Bundeskanzler: Hierzu darf ich zunächst 
einmal sagen, Herr Abgeordneter, Herr Präsident, 
daß dies gleichfalls ein Thema berührt, das in einer 
besonderen Frage enthalten ist. Aber warum soll 
ich nicht auch hier schon vorgreifen, anschließend 
an eine Frage, die sich auf etwas anderes bezieht? 
Ganz gewiß bedarf jede außenpolitische Aktion der 
Abstimmung, auch wenn es eine bescheidene oder 
eine der Unterstützung eines Vorhabens dienende 
Aktion ist. Im konkreten Fall ging es aus meiner 
Sicht überhaupt nicht um eine sachliche Abstim- 
mung, weil der Außenminister und ich im Inhalt der 
Politik übereinstimmen. Die Form, das Methodische 
und der Zeitpunkt sind, wie gesagt, von mir an die- 
sem Montag entschieden worden, bevor der Staats- 
sekretär am nächsten Morgen relativ früh gefahren 
ist. Ich habe gesagt, es tut mir leid, daß die Unter- 
richtung und die Abstimm'ung an jenem Tage unter- 
blieben ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Barzel. 

(D) 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, be- 
dauern Sie auch, daß es nicht nur hinterher keine 
Unterrichtung gegeben hat, wie Sie eben schon zum 
zweiten Mal sagten, sondern daß es vorher keine 
Absprache mit dem Herrn Außenminister gegeben 
hat? 

Brandtr Bundeskanzler: Diese Zusatzfrage ver- 
stehe ich nicht. Ich sage, daß ich an jenem Montag, 
als der Außenminister nicht hier war, entschieden 
habe, einen solchen Brief zu schreiben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine zweite Zu- 
satzfrage. 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Darf ich also daraus ent- 
nehmen, daß Sie solche Entscheidungen treffen, ohne 
vorher mit dem Außenminister zu sprechen? 

(Oh-Rufe bei der SPD.) 

Brandtr Bundeskanzler: Ich habe gesagt, es wird 
Vorsorge getroffen, daß wenn der eine nicht da ist, 
der andere gleichwohl versucht, ihn zu erreichen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich habe Zweifel, 
ob Fragen solchen hypothetischen Charakters Fra- 
gen im Sinne der Geschäftsordnung sind. 

Herr Abgeordneter von Wrangel. 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 48. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. April 1970 


2417 


Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Bundes- 
kanzler, welches sind die psychologischen und poli- 
tischen Gründe für die doppelte Absenderangabe, 
also auch die Angabe „SPD-Parteivorsitzender"? 

Brandt, Bundeskanzler: Herr Präsident, ich weiß, 
daß es mir nicht zusteht, Gegenfragen zu stellen. 
Aber ich weiß nicht recht, welcäien Sinn es hat, wenn 
eine Serie von Fragen vorliegt und dann in Zusatz- 
fragen zur ersten die Themen aller weiteren Fragen 
enthalten sind, 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Kraske. 

Dr« Kraske (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, be- 
bedeutet die in den Nachrichten des Presseamtes ver- 
breitete Erklärung von Botschafter Böx, ein Brief 
von Ihnen an Herrn Gomulka existiere nicht, weder 
er noch Herr Duckwitz kennten ihn, daß Herr Duck- 
witz nicht nur seinen Minister, sondern auch seinen 
wichtigsten Mitarbeiter in Warschau über diesen 
Brief nicht unterrichtet habe? 

Brandt, Bundeskanzler: Ich vermute, daß die 
Frage an Herrn Böx gelautet hat, ob ein Brief des 
Bundeskanzlers an Herrn Gomulka überreicht worden 
sei. Diese Frage hat Herr Böx zu jenem Zeitpunkt 
zu Recht mit Nein beantwortet. 

(B) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Zusatzfrage 
mehr. 

Dann Frage 2 des Herrn Abgeordneten Dr. Klie- 
sing (Honnef): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die vom Presse- 
sprecher der Bundesregierung am 27. April 1970 mitgeteilte Tat- 
sache, W, Brandt habe seinen Brief an W. Gomulka in seinen 
Eigenschaften als Bundeskanzler und als Vorsitzender der SPD 
geschrieben und daß dieser Brief vom Staatssekretär des Aus- 
wärtigen Amtes übergeben wurde, eine unzulässige Vermischung 
von Partei und Staat bedeute? 

Bitte, Herr Bundeskanzler! 

Brandt, Bundeskanzler: Herr Abgeordneter, eine 
unzulässige Vermischung von Partei und Staat liegt 
hier nicht vor. Sie hat übrigens auch nicht Vorge- 
legen, als frühere Bundeskanzler, die ebenfalls Par- 
teivorsitzende waren, Schreiben an ausländische 
Empfänger — einschließlich kommunistischer Partei- 
vorsitzender — richteten. 

Im konkreten Fall handelt es sich bekanntlich 
darum, daß Herr Gomulka in einer Rede vom 
17. Mai 1969 zu Ausführungen Stellung genommen 
hatte, die ich ein gutes Jahr vorher, im Frühjahr 
1968, als Vorsitzender der SPD auf dem sozialdemo- 
kratischen Parteitag in Nürnberg gemacht hatte. 

Unbeschadet dieses besonderen Hintergrundes 
— Bezugnahme auf eine Rede auf einem deutschen 
Parteitag durch den Chef der Polnischen Vereinig- 
ten Arbeiterpartei — ist in der Regierungserklä- 
rung vom 28. Oktober 1969, die ja dem Haus 


bekannt ist, die Rede erwähnt, und zwar unter 
Nennung Herrn Gomulkas, obwohl wir auch damals 
wußten, daß er ein Staatsamt in unserem Sinne 
des Wortes nicht bekleidet. 

Da diese Rede fast ein Jahr zurückliegt, hielt ich 
es für ratsam, mich an Herrn Gomulka zu wenden 
und ihm zu sagen, daß wir es mit dem Wunsch nach 
einem Ausgleich und nach einer sachlichen Regelung 
ganz ernst meinen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU): Herr Bundes- 
kanzler, wenn Sie, wie nun festzustehen scheint, 
diesen Brief in doppelter Eigenschaft geschrie- 
ben haben, wie kommt es denn, daß am Freitag- 
nachmittag lediglich die Information gegeben wurde. 

Sie hätten diesen Brief nur in Ihrer Eigenschaft als 
Vorsitzender der SPD geschrieben? 

Brandt, Bundeskanzler: Das kann ich mir auch 
nicht erklären. Ich war zu diesem Zeitpunkt nicht da 
und habe eine solche Information nicht veranlaßt. 

(Abg. Rasner: Eine Panne mehr! — Abg. Dr. 

Barzel: Noch 'ne Panne! — Abg. Rasner: 

Pannenkanzler!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die zweite Zu- 
satzfrage. 

ID) 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU) : Herr Bundes- 
kanzler, wäre es nicht in jedem Fall unmißverständ- 
licher gewesen, wenn Sie bei dieser Kontaktauf- 
nahme mit dem Führer der polnischen Kommunisti- 
schen Partei in Ihrer Eigenschaft als Parteivorsitzen- 
der sich einer ähnlichen Mittelsperson bedient hät- 
ten wie bei dem Besuch des Bundesgeschäftsführers 
der SPD beim Zentralkomitee der ungarischen Kom- 
munistischen Partei im Februar dieses Jahres? 

Brandt, Bundeskanzler: Ich will durchaus zu- 
geben, Herr Kollege, daß man das von Fall zu Fall 
prüft. Ich darf aber darauf hinweisen, daß es zu der 
Zeit, als ich Außenminister war, Fälle gegeben hat, 
in denen es völlig unumstritten war, daß auch ein 
Mitglied der Regierung, in welcher zusätzlichen 
Eigenschaft sonst auch immer, sich — ich nehme 
den Vergleichsfall — an den damaligen Ersten Se- 
kretär der Kommunistischen Partei Rumäniens wen- 
den konnte. Dieser war damals noch nicht Staats- 
präsident seines Landes, was er heute ist, was aber 
seinem Einfluß im Lande — ich trete ihm damit 
sicher nicht zu nahe — nicht besonders viel hinzu- 
gefügt hat gegenüber der Stellung, die er auch zuvor 
schon gehabt hat. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Aber das 
war im Kabinett klar!) 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Raffert. 
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Raffert (SPD): Herr Bundeskanzler, ist der Vor- 
gang, über den wir hier sprechen, in Ihren Augen 
ein ungewöhnlicher, nämlich die Tatsache, daß sich 
ein Bundeskanzler gleichzeitig in seiner Eigenschaft 
als Parteivorsitzender an einen ausländischen Emp- 
fänger mit einem Brief wendet? 

Brandtr Bundeskanzler: Ich kenne keinen Vor- 
gang aus den vergangenen Jahren, in dem eine 
solche Bezugnahme eines anderen Bundeskanzlers, 
der auch Parteivorsitzender war, gegenüber irgend- 
einem östlichen führenden Politiker erfolgt ist. Aber 
in einer anderen Himmelsrichtung hat es das sicher 
im Laufe der Jahre auch gegeben. 

(Abg. Dr. Barzel: Der Brief ist dann erst 
dementiert worden; darum geht es doch!) 

Vizepräsident Dr. Sctimid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kraske. 

Dr. Kraske (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, 
würden Sie mir erlauben. Sie darauf aufmerksam 
zu machen, daß die Frage an Botschafter Böx in dem 
offiziell vom Presseamt herausgegebenen „Nach- 
richtenspiegel" nicht lautete, ob der Bundeskanzler 
einen Brief habe übergeben lassen, sondern „ob es 
einen Brief von Brandt an Gomulka" — so wörtlich 
abgedruckt — gebe. 

(Abg. Dr. Barzel: Das wurde bestritten!) 

Brandtr Bundeskanzler: Das ist mir nicht be- 
kannt. 

(B) (Abg. Dr. Barzel*. Das ist doch der ganze 
Punkt! Es wird erst bestritten und dann mit- 
geteilt!) 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Herr Abgeordneter 
Marx, eine Zusatzfrage. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr Bun- 
deskanzler, da Sie soeben auf Ihre frühere Eigen- 
schaft als Außenminister und Ihre Gespräche mit 
Herrn Ceaucescu hingewiesen haben, darf ich Sie 
fragen: Sind Sie nicht der Meinung, daß die Verhält- 
nisse damals im Kabinett völlig offenlagen und es 
keine Verwischung der Tatsachen gab? Erinnern 
Sie sich nicht daran, daß Sie in Ihrem „ Spiegel "- 
Interview vom 15. September des vergangenen Jah- 
res für sich, falls Sie wieder Außenminister werden 
würden, «ein hohes Maß an Selbständigkeit verlangt 
haben? 

Brandtr Bundeskanzler: Ich vermag nicht einzu- 
sehen, welchen Zusammenhang diese Zusatzfrage 
mit der von Herrn Kollegen Kliesing gestellten 
Frage hat. 

(Beifall bei der SPD. — Oh-Rufe bei der 
CDU/CSU. — Abg. Rasner: Das war dünn!) 

Vizepräsident Dr. Silimid: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, kön- 
nen Sie bestätigen, daß der erst am 20. April auch 


vom Parteivorsitzenden der SPD äbgefaßte Brief ^ ^ 
keine sachlichen Aussagen enthielt, die über das 
hinausgingen, was vorher zwischen dem Auswärti- 
gen Amt und dem Bundeskanzleramt als Weisungs- 
rahmen für die deutschen Vertreter festgelegt oder 
vorgesehen war, bzw. ob dieser Brief den Entschei- 
dungsrahmen neu und wesentlich beeinflußt hat? 

Brandt, Bundeskanzler; Ich kann voll bestätigen, 
daß der Brief in seinem sachlichen Gehalt — er wird 
im übrigen, wenn der Wunsch besteht, den Mitglie- 
dern des Auswärtigen Ausschusses zur Kenntnis ge- 
bracht — hinter dem zurückbleibt, was dem Dele- 
gationsleiter vorzutragen aufgegeben war. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter von Wrangel. 

Baron von Wrangel (CDU/CSU) : Herr Bundes- 
kanzler, Sie halben in diesem Hause wiederholt von 
mehr Demokratie und mehr politischer Transparenz 
gesprochen. Entspricht das ganze Hin und Her die- 
ses Vorgangs Ihren Vorstellungen von politischer 
Transparenz in diesem Hause? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. Apel: 

Das hat doch nichts mehr mit der Frage zu 
tun!) 

Brandt, Bundeskanzler: Die Frage kann nicht so 
ernst gemeint sein, wie sie gestellt worden ist, 

(Abg. Dr. Apel: Sie muß doch etwas mit der (D) 
eigentlichen Frage zu tun haben!) 

nachdem ich vorhin erklärt habe, daß ich die Unzu- 
länglichkeiten in diesem Fall bedaure. Angesichts 
dieser meiner Antwort kann man doch nicht unter- 
stellen, ich hielte das für ein Illustrationsbeispiel in 
bezug auf demokratische Transparenz. 

Ich füge aiber ebenso deutlich hinzu: Kein Bun- 
deskanzler, wie immer man diesen Vorgang, so wie 
er gelaufen ist, beurteilt, kann im Grundsatz auf 
die Möglichkeit verzichten, auch Briefe zu schreiben, 
von denen aus Gründen der Staatsräson öffentlich 
nicht Kenntnis gegeben wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
ruf von der CDU/CSU. Das ist nicht unser 
Problem!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Bundes- 
kanzler, da Sie isoöben .selbst Ihre Verhandlungen 
als Außenminister mit den Rumänen erwähnt ha- 
ben und es bei dieser Frage heute im Kern um 
den nichtinformierten Außenminister geht, darf ich 
einmal konkret fragen: Wie hätten Sie gehandelt, 
wenn damals der Bundeskanzler an Ihnen vorbei 
mit den Rumänen verhandelt hätte? Welche Folgen 
hätte das damals gehabt? 

(Lachen und Zurufe von den Regierungs- 
parteien.) 
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^ ^ Vizepräsident iDr. Sdhmid: Herr Abgeord- 
neter Schulze- Vorberg, diese Frage lasse ich nicht 
zu. Es ist keine Frage im Sinne der Geschäftsord- 
. nung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord- 
neter Barzel! 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, 
halten Sie es denn im Sinne der Tranzparenz der 
demokratischen Vorgänge und des richtigen Um- 
gangs miteinander für einen guten Stil, Herrn Kol- 
legen von Wrangel hier dahin gehend zu zensieren, 
daß seine Frage wohl nicht ernst gemeint sei, und 
sie in der Weise zu beantworten, wie Sie es getan 
haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Oh-Rufe bei 
der SPD.) 

Brandt, Bundeskanzler: Ich habe dem, was ich 
dazu gesagt habe, nichts hinzuzufügen, Herr Kollege 
Barzel. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
Abgeordneter Schulte. 

Schulte (Unna) (SPD): Herr Bundeskanzler, wie 
jßj beurteilt die Bundesregierung den Wirbel, der in der 
Öffentlichkeit um diesen Brief entstanden ist, im 
Hinblick: auf die außenpolitische Situation? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Brandt, Bundeskanzler: Die Bundesregierung 
nimmt den Vorgang nicht ernster, als er genommen 
werden muß. Aber hilfreich ist er nicht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
Abgeordneter Mattick. 

Mattick (SPD): Herr Bundeskanzler, ist der Bun- 
desregierung bekannt, ob im amerikanischen Kon- 
greß, im britischen Unterhaus oder in der französi- 
schen Nationalversammlung von der dortigen Oppo- 
sition jemals eine so offene Diskussion innerhalb 
einer Episode von Verhandlungen mit der Sowjet- 
union oder anderen kommunistischen Staaten her- 
ausgefordert worden ist? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ist das eine 
Zusatzfrage?) 

Brandt, Bundeskanzler: Nein, mir sind ver- 
gleichbare Vorgänge nicht bekannt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weil Sie sich 

nicht informieren! — Abg. Rasner: Da gibt 
es solche Pannen auch nicht!) 


Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
Abgeordneter Schäfer. 

Dr. Schäfer (Tübingen) (SPD): Herr Bundeskanz- 
ler, wird sich die Bundesregierung durch diese sich 
nun in der Öffentlichkeit vollziehenden Vorgänge in 
ihrer Politik der Verständigung gegenüber den öst- 
lichen Nachbarn beeinträchtigen lassen? 

Brandt, Bundeskanzler: Nein, Herr Abgeord- 
neter. Die Bundesregierung wird sich insoweit 
sicherlich nicht in ihren Überlegungen und Entschei- 
dungen beeinflussen lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu- 
rufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, diese Zusatzfrage halte ich für erlaubt. Die 
vorletzte hatte ich nicht zugelassen, wenn nicht der 
Herr Bundeskanzler mit seiner Antwort schneller 
gewesen wäre als ich mit meiner Beanstandung. 

Keine Zusatzfrage mehr? — Dann rufe ich die Fra- 
ge 3 des Abgeordneten Dr. Gradl auf: 

Dient es dem Ansehen deutscher Außenpolitik und der Ernst- 
haftigkeit ihrer Aussagen, wenn — wie im Falle des am 
21. April an Herrn Gomulka gerichteten Briefes — ein ent- 
scheidende Verhandlungen betreffender Schritt des Bundeskanz- 
lers im Ausland unternommen wird, ohne daß dieser Schritt 
vorher mit dem Außenminister erwogen und sachlich und tak- 
tisch abgesprochen worden ist? 

Brandt, Bundeskanzler: Herr Abgeordneter Dr. 
Gradl, eine kleine Korrektur. Sie haben sich sicher 
auf Pressemeldungen gestützt, als Sie sich auf einen 
Brief vom 21. April bezogen. Ich muß, da das hier 
zu Protokoll des Bundestages genommen wird, sa- 
gen: der Brief trägt das Datum des 20. April. — Das 
einfach nur der vollen Korrektheit wegen. 

Wie bereits in der Beantwortung der ersten Frage 
des Abgeordneten Dr. Marx gesagt wurde, besteht 
in der prinzipiellen Betrachtungsweise keinerlei 
Unterschied zwischen dem Fragesteller und mir. 
Es bedarf kaum einer Unterstreichung und Wieder- 
holung, daß eine Abstimmung zwischen dem Bun- 
desminister des Auswärtigen und mir oder, von den 
Personen abgesehen, ganz allgemein zwischen dem 
Bundeskanzler und dem Bundesminister des Aus- 
wärtigen notwendig war und ist. Im konkreten Fall 
— ich habe das vorhin anklingen lassen, Herr Kol- 
lege Gradl — darf man wirklich davon ausgehen, 
daß es sachliche Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen dem Außenminister und mir nicht gibt. 

Es ist auch auf das Taktische Bezug genommen 
worden. Ich nehme an, Sie denken dabei auch an 
das Zeitliche. Der Zeitpunkt eines bestimmten Schrit- 
tes gehört mit zu dem, was man Taktik nennen 
könnte. Da hat es für mich bestimmte Gründe für 
einen bestimmten Tag gegeben, an dem die Ver- 
ständigungsmöglichkeit für andere und mich — oder: 
mich und andere, um mich nicht hinter anderen zu 
verstecken — dadurch erschwert war, daß wir nicht 
beide am selben Ort, nämlich in Bonn, sein konnten 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

■Dr. Gradl (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, wie 
haben Sie für die Zukunft sidiergestellt — Sie spra- 
chen davon in der Antwort auf die erste Frage — , 
daß in der Außenpolitik der Regierung die Rechte 
immer weiß, was die Linke tut, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU — Abg. Dr. 

Barzel: Zwei linke Hände!) 

oder, anders ausgedrückt, wie sind im Hinblick auf 
diesen Vorgang die Zuständigkeiten geregelt und 
die Kommunikationen gesichert? 

Brandt, Bundeskanzler: Idi glaube, Herr Kollege 
Gradl, es muß in diesem Zusammenhang reichen, 
wenn ich nidit nur sage, sondern versichere, dies 
ist im einzelnen schon am Sonntagabend, als wir 
beide wieder in Bonn waren, zwischen dem 
Kollegen Scheel und mir durchgesprochen worden. 
Es wäre nicht üblich, vor dem Hohen Hause Einzel- 
heiten unserer Büroorganisation und damit Ver- 
gleichbares darzulegen. 

(Abg. Dr. Marx [Kaiserslautern]: Das steht 
doch in der Zeitung!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Bitte! 


(B) 


Dr. Gradl (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, Sie 
haben eben gesagt oder jedenfalls doch erkennen 
lassen, daß es in einem früheren Stadium der Er- 
wägungen dieses Schrittes keine sachliche Mei- 
nungsverschiedenheit zwischen Ihnen und dem 
Herrn Außenminister gegeben habe. Darf ich daraus 
schließen, daß der Herr Außenminister bei früheren 
Erwägungen diesem Schritt voll zugestimmt hat, 
oder hat er das nicht? 


Brandt, Bundeskanzler: Ich habe nicht von die- 
sem Schritt gesprochen, sondern vom Inhalt der 
Politik, Herr Kollege Gradl, und dazu habe ich ge- 
sagt, daß es keine sachlichen Unterschiede zwischen 
Herrn Kollegen Scheel und mir gibt. 

(Abg. Dr. Barzel: Der Schritt ist also vom 
Außenminister nicht gebilligt, das ist doch 
ganz klar!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord- 
neter Kraske! 

Dr. Kraske (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, da 
es hier um prinzipielle Fragen des Verhältnisses 
zwischen Bundeskanzler und Außenminister geht, 
darf ich Sie fragen: Stehen Sie nach wie vor zu den 
Auffassungen, die Sie während des Wahlkampfes 
über das angemessene Verhältnis von Verantwor- 
tung und Einfluß zwischen Kanzler und Außenmini- 
ster vertreten haben? 


Brandt, Bundeskanzler: Ja. 

Dr. Kraske (CDU/CSU): Oder hat hier auch ein 
Sinneswandel stattgefunden, weil inzwischen Wah- 
len waren? 


Brandt, Bundeskanzler: Nein, ich stehe zu dem, 
was ich damals gesagt habe. 

Dr. Kraske (CDU/CSU): Sie stehen zu dem, was 
Sie damals gesagt und geschrieben haben? 

Brandt, Bundeskanzler: Ja. 

(Abg. Rasner: Festhalten, Herr Scheel!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Frau Abgeordnete 
Renger! 

Frau Renger (SPD): Herr Bundeskanzler, se- 
hen Sie die Möglichkeit, diplomatische Verhand- 
lungen schon in einem frühen Stadium öffentlich 
zu machen, ohne etwa das Verhandlungsergebnis 
dadurch zu gefährden, wenn man im besonderen 
auch an die Berlinverhandlungen der Alliierten 
denkt? 

(Abg. Rasner: Thema verfehlt!) 

Brandt, IBundeskanzler: Das ist in der Tat, wenn 
ich mir erlauben darf, das zu sagen, ein wirklicher 
Hinweis. Ich kenne niemanden, auch nicht hier bei 
uns, der erwartet, daß die Verhandlungen, die die 
Westmächte mit der Sowjetunion über Berlin füh- 
ren, und damit verbundene Zusatzschritte öffentlich 
dargelegt werden sollten. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Abge- 
ordneter von Guttenberg. 

Freiherr von und zu Guttenberg (CDU/CSU) : 
Herr Bundeskanzler, müssen Sie nicht einräumen, 
daß die Tatsache Ihrer Nichtinformation des Herrn 
Außenministers über diesen Brief und der Nicht- 
mitwirkung des Herrn Außenministers bei der Ab- 
fassung dieses Briefes im Ausland Zweifel darüber 
hervorrufen muß, ob Sie den amtierenden Außen- 
minister Ihrer Regierung immer voll informiert 
haben, und muß dies, Herr Bundeskanzler, nicht 
selbstverständlich die Wirksamkeit Ihres Herrn 
Außenministers im Ausland einschränken? 

Brandt, Bundeskanzler: Nein, dem kann ich nicht 
folgen. Zweifel im Ausland hätten höchstens auf- 
treten können durch das, was z. B. durch den Vor- 
sitzenden der CSU über eine kommunistisch-soziali- 
stische Internationale in die Welt gesetzt worden 
ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber das war wohl nicht so gemeint und ist wohl 
auch draußen nicht ganz für bare Münze genommen 
worden. Nein, draußen zweifelt unter denen, um 
die es geht, niemand daran, daß der Außenminister 
und der Bundeskanzler in der Sache übereinstim- 
men und Zusammenarbeiten, und das wird auch so 
bleiben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Marx. 
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(A) Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr 
Bundeskanzler, ich gehe auf Ihre eben gegebene 
Antwort ein und frage: Was haben Sie sich bei 
Ihrem Brief von dem Zusatz „Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland und Vorsitzender der 
Sozialdemokratischen Partei'' versprochen, und 
welche Überlegungen verbinden Sie persönlich mit 
diesem Zusatz? 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord- 
neter, die Fragestunde dient nicht der Motivfor- 
schung! 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Abg. 

Rasner: Das ist eine Sachfrage! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Nein, diesem Zweck dient sie nicht. Es geht um 
faktische Fragen, und was Sie erfragen wollen, ist 
kein Faktum, sondern eine Bewertung. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr Prä- 
sident, ich frage nach einer jedermann offenbaren 
Tatsache. 

(Abg. Rasner: Genau! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Das verstehe ich 
nicht. Wenn die Tatsache jedermann offenbar ist, 
warum fragen Sie dann? 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr Prä- 
sident, ich frage denjenigen, der die Tatsache ge- 
schaffen hat, warum er sie geschaffen hat. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gut, das ist etwas 
anderes. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Aber meine Damen und Herren, es ist etwas an- 
deres, ob ich frage: Welche Motive haben Sie be- 
wegt? oder ob ich sage: Warum haben Sie das ge- 
tan? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na also! — das 
das hat er gefragt!) 

Herr Bundeskanzler, wollen Sie die Frage bitte 
beantworten! 

Brandtr Bunxleskanzler: Herr Abgeordneter, ich 
habe in diesem Fall nicht extra auf einem Brief- 
bogen etwas hinzugefügt — so könnte man es aus 
Ihrer Frage entnehmen — , sondern ich habe einen 
Briefbogen, 

(Abg. Dr. Barzel: Welcher ist es denn nun 
gewesen?) 

auf dem mein Name und die Worte „Bundeskanzler, 
Vorsitzender der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands" stehen. Ich habe den Brief auf die- 
sem Briefbogen schreiben lassen und habe mich — 
ich habe das vorhin gesagt — auf die Rede Gomul- 
kas bezogen, in der er sich auf meine Rede, auf die 


des Vorsitzenden der SPD im Frühjahr 1968 be- 
zogen hatte. Weil dies der Hintergrund war, gab 
es einen guten Sinn, diesen Briefbogen zu benut- 
zen. 

(Abg. Rasner: Schicker Briefkopf!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Noch Zusatzfra- 
gen? — Herr Kliesing! 

Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU): Herr Bundes- 
kanzler, im Zusammenhang mit der Zusatzfrage, die 
Frau Kollegin Renger hier gestellt hat, möchte ich 
Sie fragen: Würden Sie es als für die Stellung des 
Herrn Bundesaußenministers förderlich ansehen, 
wenn im Zusammenhang mit dieser Zusatzfrage und 
Ihrer Beantwortung der Eindruck entstehen würde, 
als ob eine Information des Herrn Außenministers 
über Ihren Brief ein öffentlichmachen diplomati- 
scher Verhandlungen bedeutet hätte? 

(Beifall bei der CDU/CSU). 

Brandtr Bundeskanzler: Die Zusatzfrage der Frau 
Abgeordneten bezog sich aber nicht darauf, sondern 
stand in Verbindung mit dem, was außerhalb dieses 
Hauses daraus gemacht worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine Zusatzfrage 
mehr. Dann rufe ich die Dringliche Mündliche 
Frage 4 des Abgeordneten von Edcardt auf. 

Wie kann die B\mdesregierung die sidi widersprechenden 
Äußerungen von Staatssekretär Duckwitz, daß der Brief des 
Bundeskanzlers und Parteivorsitzenden Brandt seinen Adressaten 
Gomulka erst nach Beendigrmg der Gespräche in Warschau 
erreicht habe, einerseits, und die Mitteilungen der Herren 
Ehmke und Ahlers andererseits, nach welchen dieser Brief die 
Gespräche in Warschau gefördert habe, miteinander verein- 
baren? 

Brandtf Bundeskanzler: Herr Abgeordneter von 
Eckardt, die Herren Ehmke und Ahlers haben ge- 
sagt, der Brief sei zur Unterstützung der Gesprä- 
che gedacht. Ein Widerspruch, wie er in Ihrer Frage 
vermutet wird, liegt nicht vor, denn der Abschluß 
der Gesprächsrunde von Staatssekretär Dudiwitz 
in Warschau bedeutet ja keineswegs den Abschluß 
der deutsch-polnischen Gespräche, denn diese wer- 
den im Juni in Bonn fortgesetzt. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage. 

von Eckardt (CDU/CSU): Darf ich demnach an- 
nehmen, Herr Bundeskanzler, daß der Inhalt Ihres 
Briefes auch im Juni den Verhandlungen mit Polen 
noch förderlich sein wird? 

Brandt, Bundeskanzler: Wenn er nicht durch die 
öffentliche Erörterung für den Empfänger entwertet 
worden ist, dann ja. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Unruhe und Zurufe bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord- 
neter von Guttenberg! 



2422 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode — 48. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. April 1970 


(A) Freiherr von und zu Guttenberg (CDU/CSU) : 
Herr Bundeskanzler, wenn also mit diesem Brief 
keineswegs auf diese Verhandlungen jetzt gezielt 
und wenn auch nicht sichergestellt war, daß er zu 
diesen Verhandlungen seinen Empfänger erreichen 
würde, frage ich Sie: Aus welchen Gründen war 
diese Sache dann so dringend, daß Sie nicht mehr 
warten konnten, um Herrn Scheel zu informieren? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Brandtr Bundeskanzler: Verehrter Kollege von 
Guttenberg, jemand, der so intensiv und mit so viel 
Scharfsinn außenpolitische Meldungen verfolgt, wird 
wissen, daß dieser Brief zu einem Zeitpunkt ge- 
schrieben worden ist, an dem der Briefschreiber 
nicht nur an eine Gesprächsrunde von einigen Tagen 
zu denken hatte, sondern im Kopf hatte, was in den 
Tagen unmittelbar zuvor an Presse- und Rundfunk- 
äußerungen, die unsere Motive fehldeuteten, aus 
Polen vorlag. 

Vizepräsident Dn Schmid: Herr Abgeord- 
neter Marx! 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr Bun- 
deskanzler, wegen der vorhergehenden Antwort 
frage ich: Sind Sie sich klar darüber, daß das, was 
Sie eben die „öffentliche Erörterung nannten, pro- 
voziert worden ist, durch die Fehlauskünfte und ver- 
wirrenden Auskünfte Ihrer Regierung, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

durch eine Auskunft im Auswärtigen Ausschuß, die 
nicht den Tatsachen entsprach, 

(erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

und glauben Sie nicht, daß es die Pflicht und die 
Aufgabe dieses Hauses ist, eine solche verwirrende 
Darstellung mit Hilfe der Regierung wieder klarzu- 
stellen? 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Brandtr Bundeskanzler: Schon die erste Erklä- 
rung, die Sie, Herr Abgeordneter, dazu abgegeben 
haben — andere sind dem gefolgt — , erweckte bei 
manchem, der sie zur Kenntnis nahm, nicht den Ein- 
druck, als ob sie einer kritischen Durchleuchtung 
dienen sollte, sondern eher den Eindruck, als ob sie 
das gefundene Fressen für eine parteipolitische 
Aktion sei. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei den Re- 
gierungsparteien. — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Keine Antwort! — Weitere Zurufe.) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Eine zweite Zu- 
satzfrage. 

Dr, Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU) : Herr Bun- 
deskanzler, wären Sie nach dem abebbenden Beifall 
bereit, meine Frage zu beantworten? 


Brandt, Bundeskanzler: Nein. 

(Oho-Rufe und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr, Schmid: Herr Abgeord- 
neter von Wrangel! 

Baron von Wrangel (CDU/CSU): Herr Bundes- 
kanzler, habe ich Sie richtig verstanden, daß Sie 
der Meinung sind, daß es diplomatischen Verhand- 
lungen nicht dienlich ist, wenn die öffentliche Erörte- 
rung zu stark ist, und würden Sie mir darin zustim- 
men, daß man mit diesem Argument jede Erörte- 
rung im Deutschen Bundestag töten könnte? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Brandt, Bundeskanzler: Diese Absicht hat die 
Bundesregierung ganz gewiß nicht; sie wird sicher 
zu differenzieren wissen. 

(Abg. Rasner: Das haben wir gerade eben 
erlebt!) 

Sie war dazu bisher auch in der Lage. 

Vizepräsident Dr, Sdimid; Herr Abgeord- 
neter Wörner! 

Dr, Worner (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, 
ich knüpfe an Ihre Feststellung an, daß bei den 
Äußerungen über diesen Vorgang nach Ihrer Mei- ^ 
nung parteipolitische Erwägungen eine wesentliche ^ 
Rolle gespielt haben könnten, 

(Zuruf von der FDP: Die Rolle!) 

und frage Sie, ob Sie in diese Motivforschung in der 
Öffentlichkeit gemachte Äußerungen von führenden 
Politikern der FDP zu diesem Vorgang einbeziehen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Brandt, Bundeskanzler: Ich weiß nicht, an welche 
Sie denken. Ich habe mehr an Herrn Marx und 
Herrn Strauß gedacht, verehrter Herr Abgeordneter. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr, Sclimid: Herr Abgeord- 
neter Barzel! 

Dr, Barzel (CDU/CSU): Herr Bundeskanzler, 
können Sie bestätigen, daß die Frage, ob es einen 
solchen Brief gebe oder nicht, zum erstenmal im Zu- 
sammenhang mit Meldungen aus Warschau im Nach- 
riditenspiegel I der Bundesregierung am Freitag 
früh aufgetaucht ist, daß die Opposition daraufhin 
im vertraulichen Auswärtigen Ausschuß Fragen ge- 
stellt hat und daß erst durch Mitteilungen aus dem 
Auswärtigen Amt, die zum Inhalt hatten, daß die 
Beantwortung unserer Fragen vom Vormittag nicht 
korrekt gewesen sei, das entstanden ist, was ein 
Kollege den öffentlichen Wirbel genannt hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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(A) Brandt, Bundeskanzler: Herr Kollege Barzel, ich 
muß Ihnen zustimmen, was den zeitlichen Ablauf 
angeht. Das ändert aber nichts an meiner Qualifika- 
tion einiger der Äußerungen, die dann abgegeben 
worden sind. 

(Abg. Rasner; Schuld hat immer 'die CDU/ 
CSUI Das ist am einfachsten!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weitere Zu- 
satzfrage. 

Ich rufe die Dringliche Mündliche Frage 5 des Ab- 
geordneten Dr. Marx (Kaiserslautern) auf: 

Weldiem Grundverständnis demokratisdien Verhaltens wollte 
der Bundeskanzler Ausdruck geben, als er in Oslo seine Haltung 
in der Briefaffäre so kommentierte; „Mandimal habe ich Lust 
Briefe zu schreiben, auch ,an Herrn Glomulka. Manchmal habe 
ich Lust sie zu veröffentlichen. Diesmal hatte ich keine Lust.“ 
(Bild, 25, April 1970)? 

Brandtr Bundeskanzler: Herr Abgeordneter, diese 
Äußerung habe ich in Oslo nie getan. 

(Zurufe von der SPD: Bild-Zeitung! — 
Springer! — Gegenruf von der CDU/CSU: 

Springer ist schuld!) 

Ich habe vielmehr gesagt — was sich nachweisen 
läßt — : „Wenn ich Briefe schreibe, die für die Ver- 
öffentlichung bestimmt sind, veröffentliche ich sie 
auch." Das war es, was gesagt worden ist. Aber wie 
dem auch sei, diese Äußerung, die getan wurde — 
ich habe sie hier vorgetragen — , aber auch die falsch 
wiedergegebene Äußerung haben mit dem Grund- 

(B) Verständnis demokratischen Verhaltens nichts zu 
tun. 

Es geht hier um den sicherlich nicht ungewöhn- 
lichen Brauch, daß zwischen führenden Politikern in 
Ost und West, auch zwischen führenden Politikern 
im Westen, vielleicht sogar auch zwischen führenden 
Politikern nur im Osten, jedenfalls zwischen Ost 
und West, Briefe gewechselt werden, deren Existenz 
nicht immer bekannt wird und die üblicherweise 
auch nicht veröffentlicht werden. Ich weise hier 
darauf hin, Herr Abgeordneter, daß z. B. Bundes- 
kanzler Dr. Adenauer, wie ich heute noch besser 
weiß als früher, eine Reihe von Briefen geschrieben 
hat, deren Existenz bisher nicht bekanntgegeben 
worden ist und deren Empfänger sich sowohl im 
Westen wie im Osten befanden. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt auch nicht, diese Briefe zu ver- 
öffentlichen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Sclimid: Zusatzfrage. 

Dn Marx (Kaiserslautem) (CDU/CSU): Herr Bun- 
deskanzler, ich bitte Sie, zur Kenntnis zu nehmen, 

t (Zurufe von der SPD: Frage!) 

daß dieser allgemeine diplomatische Brauch für uns 
völlig unbestritten ist. Ich frage aus diesem Grunde, 
warum Sie nun diese beiden Vorgänge vermengen, 
wo es hier doch um eine ganz andere Frage geht, 

(Zuruf von der SPD: Das war beantwortet!) 


nämlich darum, daß der Brief in diesen beiden 
Eigenschaften unterzeichnet ist und daß seine Exi- 
stenz zunächst geleugnet und dann zugegeben 
wurde. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Brandt, Bundeskanzler: Dieser Punkt Ihrer Frage, 
verehrter Herr Abgeordneter, ist ein Zitat, und zwar 
ein falsches. Ich habe das richtige wiedergegeben 
und es erläutert. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Zusatzfrage. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr Bun- 
deskanzler, würden Sie mir zugestehen, daß ich, ehe 
ich diese Frage mit diesem Zitat gestellt habe, alle 
Anstrengungen gemacht habe, um dieses Zitat zu 
verifizieren, und daß die Versicherung, die die Kor- 
respondentin abgegeben hat, die dieses Gespräch 
mit Ihnen offenbar geführt hat, lautet, dieses Zitat 
entspreche genau der Wahrheit? Nur deshalb habe 
ich natürlich gefragt; denn ich lasse mich nicht auf 
irgendwelche indirekten Redewendungen ein, um in 
diesem Hause zu diskutieren. 

Brandt, Bundeskanzler: Ich habe deshalb hinzu- 
gefügt, Herr Abgeordneter, daß meine Äußerung 
in bezug auf das Grundverständnis demokratischer 
Einstellung auch gelten würde, wenn die Äußerung 
so gefallen wäre, wie Sie glauben, daß sie gefallen 
ist. 

(Ah-Rufe von der Mitte. Jawohl! — Abg. 

Rasner: Sehr vorsichtig!) 

Vizepräsident Dr* Sdimid: Herr Wienand! 

Wienand (SPD): Herr Bundeskanzler, sieht sich 
die Bundesregierung in der Lage, meinen Eindruck 
zu bestätigen, daß durch solche Fragestellungen, 
nachdem ein zeitlicher Ablauf klargestellt worden 
ist, hier mit Bedacht auch der Eindruck erweckt wird, 
als könnten Schreiben eines Parteivorsitzenden und 
Bundeskanzlers, gleichviel, in weicher Eigenschaft 
geschrieben, in solchen Verhandlungen schädlich 
sein? 

Brandt, Bundeskanzler: Ich bin überzeugt, daß 
jeder objektive Betrachter zu dem Ergebnis kommt, 
daß ein solcher Schaden natürlich nicht beabsichtigt 
war und tatsächlich nicht eingetreten ist, sondern 
daß es allein darum ging, wie eine diplomatische 
Aktion durch einen zusätzlichen Schritt oder Appell, 
oder wie Sie wollen, .gestützt werden könnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Konzertierte Ak- 
tion! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Sdimid: Im übrigen war 
auch diese Frage reichlich abstrakt. Sie dürfen diie 
Pflichten des Präsidenten nicht strapazieren. Auch 
•er muß gelegentlich einmal nachdenken können, 
wenn auch nur für zehn Sekunden. Aber manchmal 
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Vizepräsident Dr. Sdimid 

fallen die Antworten so schnell, daß — wie -soeben 
gesagt — der Befragte rascher ist als er. 

Die Dringlichen MündMchen Fragen aus diesem 
Geschäftsiber eich sind damit erledigt. 

Wir kommen zu den Dringlichen Mündlichen Fra- 
gen aus dem Geschäftsbereich des Auswärtigen 
Amts. Zunächst rufe ich -die Frage 6 des Abgeordne- 
ten Freiherr von Guttenberg auf: 

Entspricht die in der deutschen Presse wiedergegebene Formel 
„Die Bundesregierung und die Regierung der Volksrepublik 
Polen stellen fest, daß die Oder — Neiße — Linie die Westgrenze 
Polens ist. Die Bundesrepublik Deutschland wird die Integrität 
des polnischen Territoriums auch künftig achten. Bestehende Ver- 
träge werden hiervon nicht berührt." (NDR 22. April 1970) 
wörtlich oder sinngemäß dem, was die deutsche Delegation 
in Warschau zu dieser Frage vorgetragen hat? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident, die beiden Fragen, die Herr Kollege von 
Guttenberg -gestellt hat, stehen in einem engen Zu- 
sammenhang, so daß ich darum bitten möchte, sie 
gemeinsam beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Einverstanden. Ich 
rufe auch die Frage 7 des Abgeordneten Freiherr 
von Guttenberg auf: 

Hat die Bundesregierung bei ihren Gesprächen mit der polni- 
schen Regierung die Regelung der großen offenen humanitären 
Probleme — insbesondere der Familienzusammenführung und 
des Minderheitenrechtes — so in den Vordergrund gestellt, wie 
dies notwendig ist? 

Scheelv Bundesminister des Auswärtigen: Seit 
der Regierungserklärung der Bundesregierung vom * 
28. Oktober 1969, Herr Kollege, ist es die erklärte 
Politik, das Verhältnis zum polnischen Volk im 
Interesse der Festigung der Sicherheit in Europa und 
der Schaffung einer gerechten und dauerhaften Frie- 
densordnung zu regeln. Mit großem Ernst ist die 
Bundesregierung um eine umfassende Verständi- | 
gung und einen Interessenausgleich zwischen den 
Völkern in Europa bemüht. 

Im Rahmen dieser Bemühung kommt der Norma- 
lisierung der deutsch-polnischen Beziehungen eine 
zentrale Rolle zu. Bei der Aufnahme der Gespräche 
mit Polen konnte die Bundesregierung davon aus- 
gehen, daß sie für dieses Ziel, eine Aussöhnung und 
eine Befriedung unseres Verhältnisses zu Polen 
zu erreichen, der Zustimmung der überwältigenden 
Mehrheit des deutschen Volkes und auch dieses 
Hauses gewiß sein konnte. Dabei war ihr klar, daß 
die Gespräche schwierig und langwierig sein wür- 
den. Gerade ist, wie Sie wissen, die dritte Ge- 
sprächsrunde in Warschau zu Ende gegangen, und 
ich glaube Ihr Verständnis dafür zu finden, daß 
eine breit angelegte Diskussion über den in Gang 
befindlichen Meinungsaustausch der Gesprächsfüh- 
rung nicht dienlich sein kann. Es ergibt sich auch 
aus der Natur der Sache, daß die Regierung hier in 
einem Dilemma ist, nämlich auf der einen Seite die 
Vertraulichkeit der Gespräche zu wahren und auf 
der anderen Seite doch die Zustimmung der Öffent- 
lichkeit und des Parlaments für ihre Gesprächsfüh- 
rung zu linden. 

Was nun die konkrete Frage des Abgeordneten 
von Guttenberg betrifft, so lassen Sie mich betonen. 


daß die Bundesregierung noch nicht in Vertragsver- 
handlungen eingetreten ist, sondern daß lediglich 
ihre Gedanken und Überlegungen in formlosen 
Arbeitspapieren ihren Niederschlag gefunden haben, 
die ich hier im einzelnen aus verständlichen Grün- 
den nicht erläutern kann. Aber ich darf jetzt schon 
ankündigen, daß im Auswärtigen Ausschuß, wie in 
der letzten Sitzung dort vereinbart, auch über die 
letzte Gesprächsrunde eingehend berichtet werden 
kann. Ich kann dem Hohen Hause versichern, daß 
die Bundesregierung, wenn es zu Vertragsverhand- 
lungen kommt, keinen Vertrag schließen wird, der 
mit anderen Verträgen oder Verpflichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland in Widerspruch stehen 
wird. 

Im übrigen haben die drei Westmächte besondere 
Rechte und Pflichten in bezug auf Deutschland als 
Ganzes. Wir haben die Absicht, diese Rechte und 
Pflichten zu achten. Wir haben also allen Anlaß, 
in jeder Frage nur in voller Übereinstimmung mit 
ihnen zu handeln. Das gilt insbesondere für die Be- 
handlung der Grenzfragen. 

In den jetzigen Gesprächen, Herr Abgeordneter, 
geht die Bundesregierung, die (selbstverständlich nur 
für die Bundesrepublik Deutschland sprechen kann, 
von der wirklichen Lage aus. Sie ist bereit, dem 
berechtigten Wunsch der Polen Rechnung zu tra- 
gen, in gesicherten Grenzen zu leben. Die Bundes- 
republik erhebt gegen Polen keine territorialen For- 
derungen und wird dies auch nicht tun. Wir sind 
davon überzeugt, daß jede Verständigung mit Polen 
über die schwebenden Fragen auch positive Aus- 
wirkungen auf unser Verhältnis zu den anderen 
osteuropäischen Staaten und auf die Sache des Frie- 
dens in Europa überhaupt haben wird. 

Jetzt kommen wir zum zweiten Teil Ihrer Frage, 
Herr Kollege zu Guttenberg. 

(Abg. Dr. Barzel: Zum ersten Teil haben Sie 
noch nichts gesagt!) 

Die Grenzfrage ist natürlich nicht das einzige Pro- 
blem, das für unser Verhältnis zu Polen von Bedeu- 
tung ist. Wir sind uns bewußt, daß die in Ihrer zwei- 
ten Frage genannten Probleme, insbesondere das 
der Familienzusammenführung, von ganz besonde- 
rer Wichtigkeit sind und in den Gesprächen ihre ge- 
bührende Behandlung finden müssen. Ich muß auch 
daran erinnern, daß wir erst am Anfang eines auf 
längere Zeit angelegten Meinungsaustauschs ste- 
hen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage! 

Freiherr von und zu Guttenberg (CDU/CSU): 
Herr Außenminister, nach Ihrer eben abgegebenen 
Regierungserklärung frage ich Sie noch einmal, was 
der eigentliche Hintergrund meiner eingereichten 
Frage ist: glauben Sie, Herr Außenminister, hier 
einfach sagen zu können, daß die Regierung es ab- 
lehnt, Stellung zu nehmen zu einer von ernstzuneh- 
menden deutschen Presseorganen veröffentlichten 
Formel, welche eine substantielle Verfügung über 
ein Viertel des Territoriums bedeuten würde, das 
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Freiherr von und zu Guttenberg 

(A) auch durch Äußerungen der Siegermächte nach dem 
Kriege als deutsches Territorium bezeichnet wurde? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen; Herr 
Abgeordneter, ich habe- eben gesagt, daß ich hier 
im Bundestag aus begreiflichen Gründen nicht über 
Texte, die Grundlagen der Verhandlungen sind, über 
formlose Formulierungsversuche der Delegationen, 
sprechen kann. Ich kann nur über die Sache spre- 
chen. Ich habe das soeben getan und wiederhole 
hier noch einmal, daß die Bundesregierung die Ab- 
sicht hat, mit der Regierung der Volksrepublik Po- 
len über eine Regelung der Grenzfrage vertrag- 
liche Abmachungen zu finden. Ich will eindeutig 
sagen, daß das ein Abkommen sein wird, das die 
polnische Westgrenze in ihrem jetzigen Verlauf 
respektiert. Ich habe aber ebenso deutlich gesagt, 
daß wir kein Abkommen treffen werden, das die 
vertraglichen Rechte und Pflichten unserer Verbün- 
deten durch eine solche Abmachung berühren 
könnte. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Freiherr von und zu Guttenberg {CDU/CSU): 
Herr Außenminister, teilen Sie meine Auffassung, 
daß eine Grenzformel, die in der Essenz etwa dem 
entspräche, was in der Presse in drei Sätzen wieder- 
gegeben wurde, dazu führen müßte, daß die einen 
dann von einer vollzogenen Anerkennung, die an- 
deren aber von der Aufschiebung der Festlegung 
dieser Grenzfrage sprechen würden? 

(®) 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege von Guttenberg, ich teile Ihre Sorge, daß es 
zu interpretationsfähigen Abmachungen kommen 
könnte. Wir werden das nicht tun. Die Abmachun- 
gen, die die Bundesregierung zu treffen bereit ist, 
werden auf beiden Seiten gleich interpretiert wer- 
den müssen. 

Vizepräsident Dr« Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Freiherr von und zu Guttenberg (CDU/CSU) : 
Herr Außenminister, nachdem Sie vorhin gesagt 
haben, daß die Bundesregierung nur für die Bundes- 
republik sprechen könne, frage ich Sie, ob dies nicht 
selbstverständlich einschließt, daß diese Bundes- 
regierung die Rechte jener Deutschen zu vertreten 
hat, die aus diesen Gebieten stammen, und daß also 
in den Gesprächen mit Polen auch der Obhutspflicht 
gegenüber diesen Gruppen entsprochen werden 
muß. 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Abgeordneter, die Bundesregierung vertritt die 
Rechte derjenigen, auf deren demokratischem Urteil 
ihre Handlungsfähigkeit beruht. 

(Oho-Rufe von der CDU/CSU.) 

Wir vertreten die Rechte aller Deutschen in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 


Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, der Abgeordnete Guttenberg hat vier Zu- 
satzfragen. Drei Fragen hat er gestellt. — Eine wei- 
tere Zusatzfrage. 

Freiherr von und zu Guttenberg (CDU/CSU) : 

Ich bedanke mich, Herr Präsident. — Herr Außen- 
minister, teilen Sie meine Überzeugung, daß die 
Probleme der Familienzusammenführung an Gewicht 
verlieren würden, wenn es gelänge, Freizügigkeit 
zwischen Polen und Deutschland bezüglich dieser 
Gruppen nach Möglichkeit sicherzustellen? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Abgeordneter, ich teile Ihre Auffassung. Das ist so, 
und es ist das Ziel unserer Verhandlungen mit 
Polen, auf allen Gebieten mehr Freizügigkeit zu 
erreichen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Becher! 

Dr« Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Minister, 
sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß die in der 
Anfrage des Kollegen Freiherr von und zu Gutten- 
berg zitierte Formel weit über Potsdam hinausginge 
und das Recht auf Heimat und Selbstbestimmung der 
betroffenen Deutschen völlig außer acht ließe? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen; Herr 
Abgeordneter, Sie können die von Herrn Baron von 
Guttenberg hier erwähnte Formel nicht isoliert, son- (D) 
dem nur im Zusammenhang aller Elemente sehen, 
die Teil eines Vertrages sein werden. Es wird ja 
in einem möglichen Vertrag mehr als das stehen, 
was hier in übrigens nicht zutreffenden Formulie- 
rungen genannt worden ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine letzte Zusatz- 
frage. 

Dr« Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Minister, 
sollen diese von Ihnen zitierten Elemente einem 
Vertrag über Gewaltverzicht angehören, oder soll 
das ein eigener spezieller Grenzvertrag sein? 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Die 
Form des Vertrages liegt noch nicht fest, Herr Ab- 
geordneter. Auf jeden Fall werden die Grenzfragen 
geregelt werden müssen und eine vertragliche 
Abmachung über Gewaltverzicht wird ebenfalls ge- 
troffen werden. 

Vizepräsident Dr« Schmid: Herr Abgeordneter 
Barzell 

Dr« Barzel (GDU/CSU): Herr Bundesaußenmini- 
ster, verstehe ich Ihre Einlassung richtig, daß Sie 
diese Formel hier öffentlich weder bestätigen noch 
dementieren können und wollen, aber bereit sind, 
sie dem Auswärtigen Ausschuß mitzuteilen und dort 
darüber zu diskutieren? 
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Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Sie 
verstehen das richtig. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Noch eine Zusatz- 
frage. 

Dr. Barzel (CDU/CSU): Darf ich Sie bitten, zu 
folgendem noch eine Erklärung abzugeben, nachdem 
Sie verschiedentlich von den Rechten der Alliierten 
gesprochen haben. Geht die Bundesregierung mit 
uns davon aus, daß der Art. 7 des Deutschland Ver- 
trages nicht nur Rechte der Alliierten, sondern zu- 
nächst die Rechte des ganzen deutschen Volkes fest- 
hält und daß nur mit Zustimmung dieses deutschen 
Volkes endgültige Regelungen möglich sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Abgeordneter, ich habe eben erklärt, daß unsere 
Handlungsfähigkeit beim Abschluß von Verträgen 
durch internationale Bindungen bestimmt ist, die wir 
nicht aufgeben wollen. Dazu zählen die uns aufer- 
legten Pflichten des Potsdamer Abkommens, dazu 
zählen die Verträge, die wir mit den westlichen Ver- 
bündeten geschlossen haben, u. a. die Art. 2 und 7 
des Deutschlandvertrages. Diese Verträge räumen 
unseren Verbündeten Rechte ein für die Lösung der 
Deutschlandfrage als Ganzes und für den Friedens- 
vertrag, in dem nach dem Potsdamer Abkommen 
Grenzfragen allein endgültig geregelt werden kön- 
nen. 

fß) (Abg. Dr. Barzel: Aber diese Bestimmungen 
halten auch Rechte des deutschen Volkes 
fest!) 

— Das ist damit ja gesagt, Herr Abgeordneter. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Abgeordneter Wie- 
nand! 

Wienand (SPD): Herr Bundesaußenminister, 
nachdem — ich glaube, richtig gehört und ver- 
standen zu haben — von Ihnen dargelegt wurde, 
daß geltende Verträge nicht verletzt werden, daß 
die Regierung offen dargelegt hat — letztmalig in 
der Regierungserklärung vom 14. Januar — , daß an 
diesem Hause nichts vorbeigeht und Ihre Politik 
zum Osten hin — die jetzt besprochen wird — ein- 
deutig präzisiert worden ist, frage ich Sie: Alle 
weitergehenden Fragen könnten nur in dem be- 
kannten Gremium weiter behandelt werden und in 
der Öffentlichkeit den Stand der Verhandlungen 
stören? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Abgeordneter, ich habe etben schon gesagt, daß die 
Bundesregierung bereit ist, im Auswärtigen Aus- 
schuß — wie bisher — diese Frage weiter zu dis- 
kutieren. 

Die Bundesregierung strebt eine vertragliche Re- 
gelung mit Polen an. Das wird ein Vertrag sein, 
der der Ratifikation bedarf. Dieses Haus wird die- 
sen Vertrag ratifizieren müssen. Die Bundesregie- 


rung wird, um eine Mehrheit für einen Vertrag zu 
finden, den sie abzuschließen ‘gedenkt, selbstver- 
ständlich alle Auskünfte geben, damit das Haus 
diesen Vertrag ruhigen Gewissens ratifizieren 
kann. Das ist ganz selbstverständlich. 

Die Rolle der Alliierten, die Rolle unserer west- 
lichen Verbündeten — ich möchte das einmal ein- 
deutig sagen — besteht nicht nur darin. Rechte für 
sich in Anspruch nehmen zu können, sondern un- 
sere westlichen Verbündeten werden auch bei einer 
zukünftigen Friedensordnung in Europa eine wich- 
tige Rolle zu spielen haben. Sie sind bei einer 
gesamteuropäischen Friedensordnung nötig, auch 
in ihren Vorbehalten für die Politik, die Deutsch- 
land als ganzes angeht. Deswegen achten wir so 
peinlich darauf, gerade mit ihnen in einem stän- 
digen Gedankenaustausch zu bleiben und jede un- 
serer diplomatischen Aktionen auch mit ihnen zu 
konsultieren. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage. 

Wienand (SPD) : Ist meine Annahme dann richtig, 
daß alles das, was beim derzeitigen Stand der Ver- 
handlungen öffentlich erörtert und von der Bundes- 
regierung gesagt werden kann, erörtert und gesagt 
worden ist? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer bestimmt 
das?) 

Scheel, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Abgeordneter, in dem dafür zuständigen Gremium ^ ^ 
des Deutschen Bundestages finden diese Erörterun- 
gen ständig statt, und zwar in umfangreicher Weise. 

Es ist ganz unüblich, daß, während Vertragsver- 
handlungen laufen, Einzelteile von Verträgen in der 
Öffentlichkeit diskutieren werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung weigert sich auch, das zu 
tun, weil ihre Stellung dadurch in unerträglicher 
Weise eingeengt würde. Es kann aber nicht im 
Interesse des deutschen Volkes liegen, wenn die 
Verhandlungsposition der Regierung, die alleine 
für die Deutschen verhandeln kann, eingeengt wird. 
Aus diesem Grunde diskutieren wir diese Fragen 
in den dafür zuständigen Gremien. 

(Abg. Dr. Barzel: Einverstanden! Aber Sie 
müssen die Auskunft auch geben!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, die Fragestunde ist in vier Minuten zu 
Ende. Ich habe auf meinem Zettel noch fünf Zu- 
satzfragen vermerkt. Die werde ich noch zulassen, 
keine weiteren. 

Herr Abgeordneter von Fircks! 

Freiherr von Fircks (CDU/CSU) : Herr Bundes- 
minister, Sie sprachen von der gerechten Friedens- 
ordnung und von den Verpflichtungen, die die Re- 
gierung achten wird. Ich frage Sie: dürfen die Ost- 
und Mitteldeutschen davon ausgehen, daß nirgend- 
wo Verpflichtungen eingegangen werden, die es 
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Freiherr von Fircks 

dem deutschen Volk erschweren oder gar unmöglich 
machen, ihre Rechtsauffassung und ihre politischen 
Vorstellungen nach wie vor auch in der Öffentlich- 
keit zu vertreten? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Es ist 
das Recht eines jeden Bürgers unseres Staates, seine 
Meinung in der Öffentlichkeit zu vertreten. Das 
wird durch unsere Verhandlungen naturgemäß nicht 
eingeschränkt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter von Bismarck. 

Dr. von Bismarck (ODU/CSU): Herr Bundes- 
außenminister, Sie haben uns soeben gesagt, daß zu 
Ihrem Programm gehört, in diesem Vertrag festzu- 
legen, daß die Bundesregierung die Grenzen Polens 
nicht in Frage stellt und auch nicht in Frage stellen 
wird. Ich darf Sie fragen: geht die Bundesregierung 
dabei noch von der Identitätstheorie aus, oder ver- 
läßt sie diese mit dieser Erklärung in diesem Augen- 
blick? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Ich 
darf wiederholen, Herr Abgeordneter, was ich so- 
eben gesagt habe, daß die Bundesregierung für sich 
selbst handelt und keine territorialen Forderungen 
an irgend jemanden hat, daß sie aus diesem Grunde 
die bestehende Grenzführung Polens respektiert 
und auch in einem Abkommen zu respektieren 
bereit ist. 

(B) (Abg. Rasner: Das ist überhaupt keine 

Antwort!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter von Bismarck. 

Dr. von Bismarck (CDU/CSU): Herr Bundes- 
außenminister, ich darf die Frage noch einmal stel- 
len: verläßt die Bundesregierung damit die Identi- 
tätstheorie, oder hat sie sie damit schon verlassen? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Abgeordneter, ich möchte die Haltung der Bundes- 
regierung nicht auf eine Theorie stützen, sondern an 
den praktischen Erfordernissen messen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Lachen und Aha-Rufe von der CDU/CSU.) 

Das habe ich soeben getan. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kiep. 

Kiep (CDU/CSU): Herr Bundesaußenminister, 
nachdem der Kollege Wienand hier dargelegt hat, 
daß die öffentliche Diskussion über Teile von Ver- 
tragstexten etc. während schwebender Verhand- 
lungen zu unterbleiben habe und solche Diskus- 
sionen, wenn überhaupt, in den zuständigen Aus- 
schüssen stattfinden müßten, darf ich Sie fragen: 


würden Sie, wenn dem so ist, dem Hohen Hause mit- (C) 
teilen, daß Sie die Absicht haben, die Informations- 
politik der Bundesregierung und die Äußerungen 
führender Politiker der beiden Parteien, die diese 
Regierung tragen, diesem vom Kollegen Wienand 
hier vorgeschlagenen Verhalten anzupassen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege, die Informationspolitik der Bundesregie- 
rung in dieser Frage stützt sich erstens auf die 
Regierungserklärung, ferner auf die Erklärungen der 
Bundesregierung zur Lage der Nation und im übri- 
gen, soweit es das Haus angeht, auf ihre Darlegun- 
gen im Auswärtigen Ausschuß des Deutschen Bun- 
destages. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Abgeordneten dieses Hauses, gleich welcher 
Partei sie angehören, sind völlig frei darin, ihre 
eigenen politischen Meinungen auszudrücken, wo 
sie es wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! — Abg. 

Dr. Barzel: Danke schön!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Czajal 

Dr. Czaja (CDU/CBU): Herr Bundesaußenminister, 
mit welchen Gründen könnte die Bundesregierung 
bei einem von Ihnen soeben angekündigten Grenz- 
vertrag den von Anfang an offenen Völkerrecht- pj 
liehen Dissens zwischen der sogenannten Feststel- 
lung einer angeblichen, bisher völkerrechtlich nicht 
fixierten Grenze ganz Deutschlands im Östen und 
der Unberührtheit der von Ihnen angeführten Ver- 
träge widerlegen, und wie könnte sie die sich daraus 
ergebende Nichtigkeit solcher Verträge widerlegen? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Es gibt 
darin keinen Dissens, Herr Abgeordneter. Ich darf 
wiederholen: wir werden ein Abkommen anstreben, 
in dem wir die Westgrenze Polens respektieren und 
feststellen, daß die Integrität des Territoriums von 
uns geachtet wird. Wir stellen die in den Verträgen 
mit unseren westlichen Verbündeten vorbehaltenen 
Rechte nicht in Frage, in einem Friedensvertrag eine 
endgültige Regelung der deutschen Grenzfragen zu 
finden. 

(Züruf von der CDU/CSU: Ein offener Dis- 
sens! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) . 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord- 
neter Barzel hat das Wort zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Bundesaußen- 
minister, ist die Bundesregierung auch dabei, eine 
Absichtserklärimg für die Haltung der Bundesregie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland für den Fall, 
daß es zu einer friedensvertraglichen Regelung 
kommt, abzugeben? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Nein, 
Herr Abgeordneter. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeord- 
neter Marx als letzter. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU): Herr Bun- 
desaußenminister, darf ich noch einmal präzisierend 
fragen, ob Sie bereit sind, im Auswärtigen Ausschuß 
— ich frage deshalb, weil es Diskussionen über Ein- 
lassungen unserer Regierungsvertreter in den Kom- 
missionen von Zentralkomitees in Osteuropa gibt — 
die notwendige und eingehende Information zu ge- 
ben und dort auf die gestellten Fragen auch zu ant- 
worten? 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Abgeordneter, das ist bisher immer geschehen. Es 
wird auch weiter geschehen, und zwar je nach dem 
Verlauf der Verhandlungen, die wir führen. 

Vizepräsident Dr, Schmid: Eine zweite Zu- 
satzfrage. 

Dr. Marx (Kaiserslautern) (CDU/CSU); Herr Bun- 
desaußenminister, ich frage, ob Ihnen denn entgan- 
gen ist, daß bei einigen der letzten Sitzungen zumin- 
dest eine Seite des Hauses durchaus nicht den Ein- 
druck hatte, daß ihre Fragen dort beantwortet wor- 
den seien. 

(Abg. Mattick: Unerhört!) 

Scheelr Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Abgeordneter, das muß ich Ihrer Beurteilung über- 
lassen. Die Bundesregierung gibt auf jeden Fall die 
(B) Antworten, die sie für richtig hält. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, die 60 Minuten der Fragestunde sind nicht 
nur abgelaufen, sondern überschritten. Ich schließe 
die Fragestunde. Wir werden die Frage 8 des Ab- 
geordneten Dr. Czaja auf die nächste Fragestunde 
übertragen. 

(Unruhe.) 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Zucker- 
steuergesetzes 
— Drucksache 1/1/504 — 

Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

— Drucksache 1/1/669 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Meinike 

(Oberhausen) 

(Erste Beratung 39. Sitzung) 

Wird ein mündlicher Bericht erstattet? — Das wird 
nicht gewünscht. Dann kommen wir zur Aussprache. 
Ich rufe Art. 1, 2, 3, Einleitung und Überschrift, auf. 
Wer einverstanden ist, den bitte ich, die Hand zu 
erheben. 

(Anhaltende Unruhe.) 


— Sind so wenige Abgeordnete einverstanden? (Q 
Meine Damen und Herren, ich 'bitte doch, Gespräche 
außerhalb des Sitzungsraums zu führen. Die Ge- 
spräche stören den Ablauf unserer Beratungen. 

Ich lasse noch einmal abstimmen. Ich rufe Art. 1, 

2, 3, Einleitung und Überschrift, auf. Wer einver- 
standen ist, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! 

— Enthaltungen? — Ich schließe die zweite Bera- 
tung. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe Art. 1 
bis 3, Einleitung und Überschrift, auf. Wer zustim- 
men will, erbebe sich. — Gegenprobe! — Enthal- 
tung? — Das Gesetz ist einstimmig beschlossen. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
4. Juli 1969 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Franzöisischen Republik 
über den Ausbau des Rheins zwischen Kehl/ 
Straßburg und Neuburgweier/Lauterburg 

— Drucksache Ml/ 309 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (7. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 1/1/676 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Haehser 

b) Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 

Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen (13. Ausschuß) P) 

— Drucksache W633 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Wende 
(Erste Beratung 33. Sitzung) 

Ich rufe Art. 1, 2, 3, 4, Einleitung und Überschrift, 
auf. Wer in der zweiten Beratung und gleichzeitig 
in der Schluß abstimimung zustimmen will, gebe das 
Handzeichen. — Enthaltungen? — Gegenstimmen ? 

— Ich stelle einstimmige Annahme fest. 

Punkt 4: 

Zweite Beratung und Schluß abstimmung über 
den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Revisionspro- 
tokoll vom 9. Juni 1969 zu dem am 21. Juli 
1959 in Paris Unterzeichneten Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerungen und über gegen- 
seitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Ge- 
biete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen sowie der Gewerbesteuern und 
der Grundsteuern 

— Drucksache VI/ 5 03 — 

Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

— Drucksache VI/ 668 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Kneile 
(Erste Beratung 39. Sitzung) 
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Vizepräsident Dr. Schmid 

Herr Berichterstatter? — Das Haus bezieht sigh 
auf den Schriftlichen Bericht. Das Wort wird nicht 
gewünscht. 

Ich lasse abstimmen. Wer dem Gesetzentwurf in 
der zweiten Beratung und gleichzeitig in der Schluß- 
abstimmung zustimmen will, gebe das Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Haus 
hat dem Gesetzentwurf zugestimmt. 

Punkt 5: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über eine Schlachtgewichtsstatistik 

— Drucksache VI/ 566 — 

Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten (9, Aus- 
schuß) 

— Drucksache VI/689 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ritgen 
(Erste Beratung 42. Sitzung) 

In zweiter Beratung rufe ich auf: Art. 1, — 
Art. 2, — Art. 3, — Einleitung und Überschrift. — 
Wer zustimmen will, gebe das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmige An- 
nahme. 

In der 

dritten Beratung 

(B) rufe ich Art. 1, — Art. 2, — Art. 3, — Einleitung und 
Überschrift auf. — Wer zustimmen will, erhebe 
sich. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle 
einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen jetzt zu den ersten Beratungen, zu- 
nächst zu Punkt 6: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 

Änderung und Ergänzung des Gesetzes für 
J ugendwohlf ahrt 

— Drucksache VI/674 — 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat verzich- 
tet das Haus auf eine Begründung und auf die Aus- 
sprache. Der Vorschlag des Ältestenrates lautet: 
Überweisung an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit als federführenden Ausschuß und 
an den Rechtsausschuß als mitberatenden Ausschuß. 
Ist das Haus einverstanden? — Kein Widerspruch; 
dann ist so beschlossen. 

Punkt 7: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes, zu 
dem Übereinkommen Nr. 118 der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 1962 
über die Gleichbehandlung von Inländern und 
Ausländern in der Sozialen Sicherheit 

— Drucksache VI/ 650 — 

Auch hier wird nach einer Vereinbarung des Älte- 
stenrates auf Begründung und auf Beratung ver- 


zichtet. Der Vorschlag des Ältestenrates lautet: 
Überweisung an den Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung. Ist das Haus einverstanden? — Kein 
Widerspruch; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 8 a und 8 b der Tagesordnung 
auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

— Drucksache VI/670 — 

Erste Beratung des von dem Abgeordneten 
Vogel und der Fraktion der CDU/CSU ein- 
gebrachten Entwurfs eines . . . Gesetzes zur 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

— Drucksache VI/665 — 

Herr Dr. Stark hat ums Wort gebeten. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU): Herr Prä- 
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Namens der CDU/CSU-Fraktion darf ich erklären, 
daß wir der Vorlage Drucksache VI/670 — dem Ge- 
setzentwurf des Bundesrates — grundsätzlich zu- 
stimmen. Wir halten es für sinnvoll und erforderlich, 
daß bei der Kompliziertheit des Wirtschaftslebens 
und auch des Wirtschaftsstrafrechts die Möglichkeit 
geschaffen wird, im Bereich von Oberlandesgerichts- 
bezirken — es wird eine Streitfrage sein, ob auch 
darüber hinaus — die Verfolgung und Ahndung der 
Straftaten auf dem Wirtschaftsgebiet einem be- (d; 
stimmten Landgericht zuzuweisen. 

Voraussetzung ist hierfür allerdings, daß man sich 
über die rechtlichen Schwierigkeiten verständigt, die 
dieser Gesetzentwurf in sich birgt, vor allem was 
den Instanzenzug betrifft. Denn hier ist nur vor- 
gseehen, für die Strafkammer erstinstanzlich die 
Zuweisung zu ermöglichen. Das führt zu gewissen 
Schwierigkeiten, wenn das Amtsgericht als erste 
Instanz zuständig ist; dann kommt in der Berufungs- 
instanz praktisch die Sache nicht zu der 74 c-Kammer, 
wie sie der Entwurf nennt. Darüber muß also ge- 
sprochen werden. 

Auch muß darüber gesprochen werden, ob, wenn 
die Strafkammer erstinstanzlich tätig wird, im Be- 
reich der Oberlandesgerichte ein besonderer Senat 
für die Verfolgung von Wirtschaftsstraftaten ge- 
schaffen werden sollte. 

Wir sagen also ein grundsätzliches Ja zu diesem 
Entwurf. Über die rechtlichen Fragen, die auch in der 
Stellungnahme der Bundesregierung aufgeworfen 
sind, müssen wir uns noch unterhalten. 

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang die 
Anregung an die Bundesregierung, sich nicht nur 
Gedanken zu machen, wie begangene Wirtschafts- 
straftaten in Zukunft besser verfolgt werden können. 
Darüber hinaus müssen wir uns, glaube ich, einmal 
eindringlich darüber unterhalten, wie sie besser 
verhindert werden können. In der Presse liest man, 
daß der Schaden, der zur Zeit durch Wirtschafts- 
straftaten angerichtet wird, in die Milliarden geht. 
Sehr oft werden kleine Leute und kleine Betriebe 
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Dr. Stark (Nürtingen) 

(^) durch die Schuld sogenannter „Weißer-Kragen- 
Täter" in Konkurse und finanzielle Zusammenbrüche 
hineingezogen, wofür sie selbst überhaupt nichts 
können. Das ist, glaube ich, Anlaß genug, daß sich 
Bundesregierung und Bundestag einmal darüber 
unterhalten, ob dafür das materielle Strafrecht aus- 
reicht und ob von den Gewerbeaufsichtsämtern und 
anderen Institutionen wirklich alles getan wird, um 
solche Straftaten zu verhindern, die — ich habe das 
selber als Anwalt erlebt — oft die Schwädisten der 
Schwachen treffen und mittelständische Betriebe in 
den Konkursstrudel hineinziehen, für deren Folgen 
diese Betriebe keinerlei Verantwortung trifft. 

Wir sollten uns daher, meine Damen und Herren, 
bei der Beratung des vorliegenden Entwurfs auch 
darüber unterhalten, ob auf diesem Gebiet nicht eine 
Initiative möglich und notwendig wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU,) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter de With. 

Dr, de With (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Im Namen der SPD- 
Bundestagsfraktion darf ich die Gesetzesvorlage 
des Bundesrates, nach welcher die Möglichkeit ge- 
geben werden soll, durch eine Änderung des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes die Zuständigkeit für 
Wirtschaftsstrafsachen von mehreren Landgerichten 
auf eines zu übertragen, begrüßen. Damit wird un- 

(B) serer Auffassung nach eine Möglichkeit zur bes- 
seren Bekämpfung der sogenannten „Weißen-Kra- 
gen-Kriminalität" geschaffen. Der Weg zur Be- 
kämpfung dieser Kriminaliät ist bekanntermaßen 
schwierig und mühselig. Gestatten Sie mir hierzu 
einige kurze Anmerkungen. 

Der in unserer Gesellschaft gestiegene Wert- 
faktor Geld hat nach den Kriminalstatistiken nicht 
nur zu einem Anstieg der Zahl der klassischen Ver- 
mögensdelikte, nämlich der Diebstähle, sondern 
auch — das ist jedenfalls zu vermuten — zu einem 
größeren Anstieg der Zahl der sogenannten Wirt- 
schaftsstrafdelikte geführt. Die Dunkelziffer ist hier 
sehr, sehr groß. Sowohl bei der Aufklärung der 
klassischen Vermögensdelikte, der Diebstähle, als 
auch bei der von Wirtschaftsstrafdelikten gibt es 
bekanntlich Schwierigkeiten, obwohl wir besonders 
bei den Wirtschaftsstrafdelikten ein gesteigertes 
Interesse nicht nur daran halben sollten, möglichst 
viele aufzuklären, sondern auch daran, den Verfäh- 
rensgang zu beschleunigen, und zwar hauptsächlich 
aus drei Gründen. 

Es ist sdion darauf hingewiesen worden, daß der 
Schaden durch die „Weiße-Kragen-Kriminalität" sehr 
groß ist. Hier einige Zahlen, die das näher be- 
leuchten. Nach der offiziellen Feststellung des 
Bundeskriminalamts betrug der Schaden bereits im 
Jahre 1964 92 586 000 DM. Das spricht dafür, daß 
wir heute im Schnitt pro Jahr nicht nur einen 
Sdiaden von etwa 100 Millionen DM, sondern einen 
weit größeren Schaden haben. Gemeinhin wird näm- 
lich immer mit der Zahl von 100 Millionen DM 
Schaden operiert. 


(Gl 

Zweitens. Es geht unserer Auffassung nach nicht ' ^ 
an, daß auf dem Gebiet des Wirtschaftsstrafdelikts 
im Legalitätsprinzip, wenn man so sagen darf, ein 
großes Loch klafft. Eine gute Aufklärungsquote ist 
nach wie vor — das gilt auch hier — die beste 
Methode zur Abschreckung. Durch eine gute Auf- 
klärungsquote muß der Vorstellung entgegenge- 
wirkt werden, daß Wirtschaftsstrafdelikte etwas Ka- 
valiermäßiges an sich hätten und der Unwertge- 
halt solcher Delikte nidit groß sei. Denn hier kann 
man der Vorstellung begegnen, daß es nicht so 
schlimm sei, wenn eine „Finanzkrähe" der anderen 
ein Auge aushacke, und daß man doch ein Lächeln 
nicht unterdrücken könne, wenn einer dem anderen 
ein Millionen-Schnippchen schlage. Die Kriminaliät 
ist hier genauso verwerflich — und oft brutaler in 
ihrer Auswirkung — wie sonst. Ich darf hierzu den 
Moraltheologen Professor Schöllgen zitieren, der ge- 
sagt hat: 

Einige menschliche Wölfe, die keine Hemmun- 
gen kennen, können eine ganze Gemeinschaft 
vor die Alternative von Mittun und Untergang 
stellen. Die „White-Collar-Kriminalität" setzt 
die Dynamik eines Sogs nach unten in Kraft. 

(Abg. Vogel: Das gilt aber in vielen Be- 
reichen!) 

Drittens. Unsere Meinung ist, daß wir ein gestei- 
gertes Interesse daran haben sollten, daß gerade 
hier der Verfahrensgang beschleunigt wird. Wer 
etwas mit solchen Straftaten zu tun hat, der weiß, 
daß das Verfahren nirgends mühseliger ist und 
länger währt als gerade hier. Ein rasches Urteil (D) 
hilft nicht nur, dem Verlust von Beweismaterial 
entgegenzuwirken; ich meine, es trägt auch zur 
Rechtssicherheit bei. 

Nun, das Aufzeigen der Probleme ist relativ ein- 
fach. Die Schwierigkeit besteht darin, Methoden zu 
ihrer Lösung zu finden. Es geht dabei nicht nur 
darum, die Tatbestände klassischer Delikte, wie den 
Betrugstatbestand, zu verbessern. Wir sollten uns 
Gedanken machen — und das gilt für das Par- 
lament genauso wie für die Bundesregierung — , ob 
wir nicht Vorstellungen wie die des Kölner Staats- 
anwalts Franzheim entwickeln sollten. Ich verweise 
auf seinen Aufsatz in der „Zeitschrift für Rechts- 
politik" 1969, Seite 203. Wir müssen durch Bestim- 
mungen vorbeugender Art frühzeitiger in den Pro- 
zeß eingreifen, damit Millionenschäden verhindert 
werden. 

Die Polizei hat auf dem Gebiet der Wirtschafts- 
kriminalität gute Vorarbeit geleistet. Ich meine, ihr 
gebührt ein Sonderlob. Ich erinnere nur an die 
vielen Aufsätze in der Zeitschrift „Kriminalistik". 

Die Länder haben das Ihre getan durch Zusammen- 
fassung bei Staatsanwaltschaften und, soweit mög- 
lich, bei Strafkammern eines Gerichts. Aber hier 
klafft eine Lücke. Bei kleinen Gerichten ist das schon 
nicht möglich. Deswegen ist es zu begrüßen, daß hier 
die Möglichkeit geschaffen wird, durch Konzentra- 
tion auf ein Landgericht aus dem Bereich mehrerer 
Landgerichte Kammern mit großer Sachkunde zu 
schaffen, die in der Lage sind, dem zu begegnen, 
was uns, wie ich ausgeführt habe, alle bedrückt. 
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Noch zwei kurze Bemerkungen zur Notwendig- 
keit von Überprüfungen. Es ist hier bereits darauf 
hingewiesen worden, daß die Vorlage des Bundes- 
rates eine Zusammenfassung bei den Landgerichten 
nur für die erste Instanz vorsieht. Wenn ein Ver- 
fahren beim Amtsgericht beginnt und dann in die 
Berufung geht, kommt die Berufung nicht zu einer 
solchen Strafkammer mit Sachkunde, die hier vor- 
gesehen ist, sondern zu einer, die auch andere De- 
likte aburteilen muß. Es wäre also zu prüfen, ob 
man nicht durchgängig eine Konzentration ermög- 
licht. Des weiteren sollte geklärt werden, ob die 
Zuständigkeitskonzentration lediglich im Bereich 
eines Oberlandesgerichts oder im Bereich mehrerer 
erfolgen kann. 

Abschließend darf ich noch einmal sagen, daß wir 
diese Initiative begrüßen. Es wäre wünschenswert, 
wenn von dieser Vorlage aus die Diskussion über 
die Bekämpfung der .Wirtschaftsdelikte erneut einen 
Anstoß erhielte. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Diemer-Nicolaus. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP): Herr Prä- 
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Auf Grund dessen, was meine beiden Herren Vor- 
redner gesagt haben, kann ich mich kurz fassen. Für 
die Freie Demokratische Partei darf ich erklären, daß 
auch wir diesem Gesetzentwurf im Prinzip zustim- 
men. Wir begrüßen es, daß eine derartige Vorlage 
(B) hier zur Diskussion gestellt ist und daß sich die zu- 
ständigen Ausschüsse und nachher der Bundestag 
mit den schwerwiegenden Problemen der Wirt- 
schaftskriminalität einmal eingehend befassen wer- 
den. Ich kann die Ausführungen meiner beiden Vor- 
redner in vollem Umfang unterstreichen. 

Ich möchte auf folgendes hinweisen. Wenn Herr 
Kollege de With darauf hingewiesen hat, es komme 
darauf an, diese Verfahren vor allen Dingen zu be- 
schleunigen, so kann ich ihm in vollem Umfang zu- 
stimmen. Ich weiß aus Besprechungen mit Staats- 
anwälten, die schon mit der Verfolgung derartiger 
Wirtschaftskriminalität zu tun hatten, daß bei der 
Staatsanwaltschaft insofern sehr schwierige Ver- 
hältnisse vorliegen. Nicht, daß die Staatsanwälte 
keine entsprechende Eignung besäßen, aber es han- 
delt sich dabei um sehr umfangreiche Komplexe. Da- 
mit es den Kollegen und Kolleginnen etwas anschau- 
licher wird, möchte ich auf ein Beispiel verweisen. 
Vor einigen Jahren ist eine große Reklame für so- 
genannte Ferienheimzertifikate angelaufen. Es 
wurde angekündigt, wenn man für 1400 DM das 
Zertifikat erwerbe, werde man Miteigentümer von 
den und den Ferienheimkomplexen, die dort und 
dort erstellt würden. Natürlich wurden Orte im 
Ausland genannt. Bei der Strafverfolgung kommt 
dann die Schwierigkeit hinzu, daß diese Gesellschaf- 
ten außerordentlich verschachtelt sind und natürlich 
den Sitz ihrer Hauptverwaltung nicht in Deutschland 
haben, sondern irgendwo draußen, wodurch für die 
Staatsanwaltschaften die Verfolgung außerordent- 
lich erschwert wird. Mit diesen Ferienzertifikaten 


(C) 

— • das ist nur ein kleines Beispiel — wurden keine 
Großkapitalisten geschädigt, sondern hauptsächlich 
solche Leute, die eben auch für ihre Ferien ein Heim 
haben wollten und die mit ihren Ersparnissen her- 
eingelegt wurden. 

Hier fragt sich, wie die Ermittlungen beschleu- 
nigt werden können. Hier sollte vor allen Dingen 
auch das eine geprüft werden: Ist es wirklich not- 
wendig, in derartigen Fällen, wo es sich um tau- 
sende von Einzelfällen handelt, alles bis ins letzte 
restlos aufzuklären, oder sollte man nicht einige 
prägnante Fälle hierausgreifen und schon einmal 
Anklage erheben, damit den betreffenden Leuten 
das Handwerk gelegt wird? 

Ein anderer Komplex, den ich in diesem Zusam- 
menhang ansprechen möchte, lergibt sich aus der 
Kompliziertheit der EWG-Gesetzgebung. Hier han- 
delt es sich um Gelder der öffentlichen Hand, die ge- 
gebenenfalls in unrechtmäßiger Weise in Anspruch 
genommen werden, etwa durch Subventionen und 
was da alles möglich ist. Ich erinnere an das Ge- 
treideschiff, das von einem Hafen zum anderen ge- 
fahren ist und der öffentlichen Hand einen Schaden 
von Hunderten von Millionen verursacht hat. Um 
derartigen Dingen auf die Spur zu kommen, gibt es 
bereits Konzentrationen für die Strafverfolgung auf 
internationaler Ebene, was wir in vollem Umfang 
unterstützen. Das wird vor allen Dingen dazu bei- 
tragen, derartige Wirtschaftskriminalität zu verhin- 
dern. Wir werden uns dabei nicht auf den deut- 
schen Bereich beschränken können, sondern müs- 
sen zur Verhinderung gerade dieser allergrößten (D) 
Fälle zu einer internationalen Zusammenarbeit kom- 
men. 

Damit habe ich nicht die rein juristischen Pro- 
bleme an gesprochen; aber nachdem die juristischen 
Probleme schon von meinen Vorrednern ausgeführt 
wurden, wollte ich einmal konkret auf diese Bei- 
spielsfälle hinweisen. 

Wir hoffen, daß es gelingt, durch Konzentration 
auf entsprechende sachverständige Staatsanwalt- 
schaften, wie es bei den Ländern schon geschehen 
ist, und nachher auf entsprechende Kammern, die 
ihren Erfahrungsschatz auf Grund einzelner Verfah- 
ren später bei anderen Verfahren mitverwerten 
können; dazu zu kommen, wirksam die Wirtschafts- 
kriminalität zu bekämpfen. Den kleinen Dieb hängt 
man — natürlich hängt man ihn bei uns nicht 
mehr — , d. h. man bestraft ihn; ich bin aber der 
Meinung, daß es nicht so sein darf, daß die Strafe 
um so länger auf sich warten läßt, je größer der 
„Diebstahl" und je größer der Betrug ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird noch das 
Wort zu Punkt 8 b der Tagesordnung gewünscht? — 
Abgeordneter Vogel! 

Vogel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zu dem Ihnen vor- 
liegenden Entwurf zur Änderung des Deutschen 
Richtergesetzes darf ich namens der Fraktion der 
CDU/CSU folgendes erklären: 
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Kürzlich haben sowohl der Bundesarbeitskreis 
Christlich-Demokratischer Juristen als auch der vom 
Kollegen Dr. Jaeger geleitete Arbeitskreis Juristen 
der Christlich-Sozialen Union Vorschläge zu einer 
Reform der Juristenausbildung vorgelegt. Der Ihnen 
vorliegende Entwurf stellt ein wichtiges Teilstück 
der Maßnahmen dar, die zur Verwirklichung dieser 
Vorschläge erforderlich sind. Wir befinden uns zur 
Zeit mitten in einer zum Teil heftig geführten Dis- 
kussion über die Ausbildung der Juristen. Es ist eine 
Diskussion, die sich nicht nur mit den Mängeln der 
bestehenden Ausbildung und des bestehenden Aus- 
bildungssystems, nicht nur mit der Frage befaßt, wie 
diese Mängel behoben werden können, sondern die 
wesentlich weiter geht, die an die Grundlagen der 
Juristenausbildung herangeht, die sowohl Aufgabe 
als auch Zielsetzung der Juristenausbildung und 
damit den Inhalt der Ausbildung unserer Juristen 
betrifft, die die Frage der Juristenausbildung also 
grundsätzlich angeht. 

Ich glaube, daß es sehr gut ist, wenn wir uns auch 
mit dieser Diskussion hier beschäftigen, vor allen 
Dingen wenn wir sehen müssen, daß diese Dis- 
kussion über die Ausbildung der Juristen auf dem 
tieferen Hintergrund einer Auseinandersetzung um 
die Stellung der Rechtswissenschaft und um die Stel- 
lung des Juristen in unserer Gesellschaft stattfindet. 
Sicherlich erfordert diese Diskussion über die Stel- 
lung der Rechtswissenschaft, über die Stellung des 
Juristen in der Gesellschaft die volle Aufmerksam- 
keit der Politiker und auch die volle Aufmerksam- 
keit des Gesetzgebers, gerade deshalb des Gesetz- 
gebers, weil es hier gewisse radikale Vorstellungen 
gibt, die, wenn sie sich durchsetzten, unsere Funk- 
tion als Gesetzgeber, um es überspitzt zu sagen, 
überflüssig machen würden. 

Wir dürfen nicht übersehen, daß es hier nicht 
nur um eine Diskussion über den sinnfälligen Inhalt 
der Rechtswissenschaft und um eine sinnvoll ge- 
ordnete Ausbildung der Juristen, um eine möglichst 
effektive, möglichst intensive Ausbildung der Juri- 
sten geht, sondern daß hier aus bestimmten Ecken 
eine Diskussion auch mit einer ideologisch-politi- 
schen Zielsetzung geführt wird. Wir werden nicht 
umhin können, uns mit diesen ideologisch-politischen 
Zielsetzungen auseinanderzusetzen. 

Dort gibt es die Zielsetzung einer politischen 
Rechtswissenschaft, der es darum geht, das Recht 
ideologisch zu verändern. Wir haben im anderen 
Teil Deutschlands erlebt, wie eine Rechtsordnung 
von einer Ideologie her aufgebrochen werden kann. 
Wir werden hier, glaube ich, den Anfängen zu weh- 
ren haben. 

Mit der Zielsetzung einer politischen Rechtswis- 
senschaft ist verbunden auch die Zielsetzung eines 
politischen Juristen. Nun werden wir uns alle dar- 
über unterhalten können, daß Jurist sein und Poli- 
tiker sein, daß Juristerei und Politik nicht Dinge 
sind, die nebeneinanderherleben, und daß sicherlich 
auch die Aufgabe desjenigen, der das Recht an- 
wendet, eine eminent politische Aufgabe ist. 

Aber eben darum geht es denjenigen, von denen 
ich spreche, nicht. Die Vorstellung des politischen 


Juristen ist die Vorstellung eines Juristen, der als 
Jurist Politiker ist, die Vorstellung vom „Rechtaan- 
wender", der gleichzeitig „Rechtsetzer'' ist. Und das 
ist die Frage, um die es hier geht. Wir werden dies, 
meine Damen und Herren, hier sicherlich in der 
ersten Lesung dieses Entwurfs nicht vertiefen kön- 
nen, aiber ich meine, hier ist eine Diskussion in 
Gang gekommen, die unsere Aufimerksamkeit er- 
fordert und an der wir uns zu beteiligen haben, eine 
Diskussion, die sicherlich Anregungen auch für un- 
sere Überlegungen bietet und die sicherlich den Vor- 
teil hat, daß sie gewisse Erörterungen in Gang ge- 
bracht hat, mit deren Tendenz wir uns aber ausein- 
andersetzen müssen, deren Zielsetzung wir kennen 
müssen und über deren Zielsetzungen wir hier mit- 
einander zu sprechen haben. 

Wenn wir über eine Reform der Juristenausbil- 
dung sprechen, dann ganz klar unter dem Tenor, 
daß wir die dringend notwendige Reform der Ju- 
ristenausbildung wollen. Wir erklären gleichzeitig, 
daß wir jeden Versuch bekämpfen, die Rechtswis- 
senschaft, die Ausbildung der Juristen und die das 
Recht anwendenden juristischen Berufe ideologisch- 
politisch umzufunktionieren. Dieses Thema haben 
wir vor uns. Ich kann hier nur mit Hanno Kühnert 
sagen: „Das Grauen vor dem politischen Richter sitzt 
tief bei uns in Deutschland." 

Meine Damen und Herren, der uns vorliegende 
Entwurf öffnet den Weg zu einer grundlegenden 
Reform der Juristenausbildung. Er bezieht alles das 
mit ein, was bezüglich des Inhalts und der metho- 
disch-didaktischen Seite der Juristenausbildung in (D) 
der Diskussion ist. Dieser Entwurf eröffnet den 
Weg zur Erprobung von neuen Ausbildungsmodel- 
len, insibesondere von solchen Ausbildungsmodellen, 
die Studium und praktische Erprobung der Juristen 
in einer sogenannten einstufigen Ausbildung zu- 
sammenfassen. Um die Landschaft aufzuzeigen, 
brauche ich hier nur das Loccumer Modell, das Ham- 
burger Modell, das Münchener Modell zu erwähnen. 
Wir sind der Auffassung, daß all das, was hier vor- 
geschlagen ist, auf seine praktische Brauchbarkeit 
erprobt werden muß. Aber natürlich braucht eine 
solche Modellerprobung ihre Zeit. Das vergessen 
die Eiferer in der Diskussion über die Reform der 
Juristenausbildung manchmal. Dieser Prozeß dauert 
zwangsläufig Jahre. Man ist sicherlich realistisch, 
wenn man davon ausgeht, daß ein Zeitraum von 
zehn Jahren, in dem Erfahrungen mit solchen Mo- 
dellen gewonnen werden müssen, ehe der Gesetz- 
geber praktische Konsequenzen für eine grund- 
legende Reform oder, wenn Sie so wollen, für den 
großen neuen Wurf in der Juristenausbildung zie- 
hen kann, nicht zu gering angesetzt ist. 

Deshalb ist es notwendig, auf der Grundlage des 
derzeitigen Ausbildungssystems so schnell und so 
nachhaltig wie möglich Sofortmaßnahmen zu tref- 
fen, um das jetzige Ausbildungssystem so intensiv 
und effektiv wie möglich zu gestalten und gleich- 
zeitig dafür zu sorgen, daß die Ausbildung der Ju- 
risten nicht immer länger wird, sondern kürzer als 
heute werden kann, daß der Leerlauf, der heute in 
der Ausbildung überall feststellbar ist, verschwin- 
det. Die Zeit darf nicht unnütz vergeudet werden. 
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^ Wir müssen dafür sorgen, daß der junge Jurist so 
früh wie möglich in das Berufsleben eintreten kann. 
In allen Bereichen stellt sich die Aufgabe, die Aus- 
bildung abzukürzen, statt sie immer mehr zu ver- 
längern. Das bedeutet aber, daß die Ausbildungs- 
gänge intensiver und effektiver werden müssen. Das 
bedeutet aber auch — das muß man hinzufügen — , 
daß der Student, der junge Referendar an seiner 
Ausbildung persönlich intensiver und effektiver 
arbeiten muß, als das heute vielfach der Fall ist. 

Zu den Sofortmaßnahmen, die zur Verbesserung 
des jetzigen Ausbildungssystems erforderlich sind, 
gehören nicht zuletzt Maßnahmen zur besseren Ge- 
staltung des praktischen Vorbereitungsdienstes. 
Ich will hier gar nicht die ganze Geschichte, die zu 
dem derzeitigen System des praktischen Vorberei- 
tungsdienstes geführt hat, aufzeigen. Diese Ge- 
schichte ist nicht frei von einer Menge van Kuriosi- 
täten und Zufälligkeiten. Aber eines steht fest: der 
Vorbereitungsdienst in der heutigen Form ist nicht 
geeignet, den Juristen zum Ziel seiner Ausbildung 
zu führen. Gerade beim Vorbereitungsdienst sind 
grundlegende Reformmaßnahmen erforderlich. Da- 
zu gehört sicherlich auch die Abkürzung des Vorbe- 
reitungsdienstes. Ich warne allerdings davor, die 
Frage der Abkürzung des Vorbereitungsdienstes 
zum Hauptproblem dieser Diskussion zu machen. 

Es wird darüber diskutiert, ob der Vorbereitungs- 
dienst 21 oder 24 Monate dauern soll. Ich würde 
sagen, bleiben wir zunächst einmal bei 24 Monaten 
und versuchen wir, daraus etwas Vernünftiges zu 
machen! Dazu gehört das, was in unserem Entwurf 
(B) vorgeschlagen ist: neben der Abkürzung die Kon- 
zentration auf weniger, dafür längere Ausbildungs- 
blöcke. Dazu gehören aber mit Sicherheit — und das 
ist noch wichtiger — ergänzende Maßnahmen in den 
Ländern. Weiter gehört dazu, daß die Ausbildung 
in den einzelnen Ausbildungsstationen effektiver 
und besser wird, daß die Auswahl der Ausbilder 
besser wird. Ferner gehört dazu, daß der Refe- 
rendar in der Ausbildung bereits selbstverantwort- 
licher tätig sein kann, als es heute der Fall ist. 
Sicherlich gehört dazu auch, daß wir die Arbeit in 
den Referendararbeitsgemeinschaften intensiver als 
heute gestalten. Das Schwergewicht wird stärker in 
die Arbeitsgemeinschaften verlagert werden müs- 
sen. Auch hierüber hat meine Partei Vorstellungen 
entwickelt. 

Meine Damen und Herren, ich will abschließend 
sagen: was wir wollen, ist eine zwar kürzere, aber 
bessere und deshalb für die Betroffenen auch an- 
strengendere Ausbildung. Das ist die Zielsetzung 
dieses Entwurfs. Ich bin sicher, daß wir uns in der 
Grundtendenz dieses Anliegens einig sind und hier 
einen Beitrag zur Reform zur Juristenausbildung 
leisten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Beermann. 

Dr. Beermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir 
können dem Kollegen Dr. Vogel insoweit zustim- 
men, als die derzeitige Ausbildung der Juristen in 


der Tat dringend reformbedürftig ist. Selbstver- 
ständlich muß die Reform, wie auch wir sie vor- 
antreiben wollen, auf dem gesamten geistesgeschicht- 
lichen Hintergrund gesehen werden, wie er sich jetzt 
in unserer Gesellschaft darstellt. 

Wir kennen auch die radikalen Strömungen, die 
es zum Teil gibt und die in die Richtung gehen, 
diesen Staat, diese Gesellschaft zu negieren und die 
Richterausbildung in eine Richtung hinein umzu- 
funktionieren, die ihre Basis nicht mehr in den ethi- 
schen Grundwerten unserer Verfassung hat. Trotz- 
dem müssen wir sehen, welche Kräfte und welche 
Initialzündungen gerade auch aus diesem Bereich 
kommen, um die Basis zu überprüfen, von der wir 
ausgehen müssen, wenn wir diese Reform hier an- 
setzen. 

Nun zum einzelnen. Es hat sich herausgestellt, daß 
die Ausbildung der Juristen viel zu lange und zu 
wenig effektiv ist und in ihrer Ausgestaltung in der 
Praxis in einem* von den betroffenen Referendaren 
mit Recht wiederholt gerügten krassen Gegensatz zu 
den Prüfungsanforderungen steht. Das Prüfungs- 
wissen vermittelt weit mehr der Repetitor und viel 
weniger die Universität. Wir müssen als Ziel der 
Reform eine Juristenausbildung vor Augen haben, 
die einen qualifizierten Juristen heranzieht, der 
nicht nur mit der modernen Rechtswirklichkeit ver- 
traut ist, sondern Recht, Gesellschaft und — ich 
möchte hinzufügen — die ethischen Grundsätze unse- 
rer Verfassung und ihre Zusammenhänge begreifen 
und begreiflich machen kann. Ich meine, daß damit 
die Reform der gesamten Juristenausbildung in 
einen ganz engen Zusammenhang mit der Justiz- 
reform rückt 

(Abg. Vogel: Sehr richtig!) 

und damit zugleich Voraussetzung und Teil des von 
der Bundesregierung in ihrer Regierungserklärung 
entworfenen rechtspolitischen Konzepts ist. 

Der Bundesjustizminister hat mit dieser Ziel- 
setzung in seinem Hause einen Referentenentwurf 
erstellen lassen, der bereits vor Monaten den Lan- 
desjustizverwaltungen zur Stellungnahme zugeleitet 
worden ist. Am 20. April hat im Bundesjustizmini- 
sterium eine Aussprache über diesen Entwurf mit 
Vertretern zahlreicher interessierter Gruppen statt- 
gefunden. Die bei dieser Anhörung abgegebenen, 
zum Teil unter sich sehr differierenden Stellung- 
nahmen bedürfen einer sorgfältigen Auswertung, 
mit der das Bundesjustizministerium zur Zeit befaßt 
ist. 

Angesichts dessen ist es zwar erfreulich, daß nun 
auch die Opposition die Dringlichkeit des Anliegens 
unterstützt, in der Sache selbst jedoch Ist ihr Tätig- 
werden zu diesem Zeitpunkt wenig hilfreich, wenn 
sie, ohne die noch erforderliche Vorklärung abzu- 
warten, mit ihrem Gesetzentwurf, der dem Referen- 
tenentwurf des Justizministeriums in weiten Teilen, 
so möchte ich es einmal sagen, „nachempfunden" 
worden ist, nunmehr vorprellt. Der Entwurf der 
Opposition wirkt, was nach dem Voranstehenden 
wenig verwunderlich ist, noch nicht ausgereift. 

Der Entwurf enthält, insoweit wiederum in völli- 
ger Übereinstimmung mit dem Referentenentwurf 
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des Bundesjustizministers, die folgenden zwei we- 
sentlichen Punkte. Einmal soll der Vorbereitungs- 
dienst verkürzt und umstrukturiert werden. Zum 
anderen soll in das Richtergesetz eine sogenannte 
Experimentierklausel eingebaut werden, die es den 
Ländern gestattet, die Juristenausbildung grund- 
legend neu zu gestalten und insbesondere in einem 
einstufigen Ausbildungsgang zusammenzufassen. 
Nur durch die auf diese Weise gewonnenen neuen 
Erfahrungen wird auf die Dauer die Ausbildung 
wirklich entscheidend reformiert und auf eine neue, 
den heutigen Verhältnissen angemessene Basis ge- 
stellt werden können. 


Die Ausgestaltung, die dieses Konzept in dem Ge- 
sietzentwurf der Opposition jedoch gefunden hat, 
wird noch sorgfältig überprüft werden müssen. 


(Abg. Vogel: Dazu sind wir bereit!) 

Folgende Gesichtspunkte seien erwähnt. Es wird zu 
überprüfen sein, ob im Hinblick auf eine möglichste 
Straffung des Vorbereitungsdienstes die Verkürzung 
von bisher 30 auf immerhin noch 24 Monate genügt. 
Allerdings setzt eine weitere Straffung voraus, daß 
Ausbildungs- und Prüfungsanforderungen weitge- 
hend übereinstimmen. In dieser Hinsicht sagt der 
Entwurf selbst nichts. 


(B) 


Es wird ferner zu überprüfen sein, ob die im Ent- 
wurf der Opposition vorgesehene Zweijahresfrist 
für den Vorbereitungsdienst genügend abgestimmt 
ist mit der in § 113 a vorgesehenen Mindestausbil- 
dungsfrist von fünfeinhalb Jahren. 


Es wird weiter zu prüfen sein, ob die von der 
Opposition vorgeschlagene Aufteilung des Vorberei- 
tungsdienstes nicht noch wesentlich besser ausge- 
staltet werden könnte. Insbesondere wird zu über- 
legen sein, in welchem Umfang der Referendar die 
Möglichkeit haben sollte, schon im Rahmen des 
Vorbereitungsdienstes Stationen zu durchlaufen, die 
im Hinblick auf seine spätere Berufspraxis für ihn 
besonders geeignet sind. 

(Abg. Vogel: Ist ja vorgesehen!) 

Schließlich wird zu überlegen sein, ob man nicht 
wenigstens den Stadtstaaten die Möglichkeit geben 
sollte, künftig allein die einstufige Ausbildung 
anzubieten. 

(Abg. Vogel: Da wird sicher ein Dissens 
liegen!) 

Durch eine solche allein auf die Stadtstaaten bezo- 
gene Einschränkung der überkommenen zweistufi- 
gen Ausbildung würde der Grundsatz der Freizügig- 
keit nur unwesentlich eingeschränkt. 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach]: Aber einge- 
schränkt, Herr Kollege!) 

Andererseits würde auf diese Weise den genannten 
Justizverwaltungen die Möglichkeit gegeben wer- 
den, sich ganz auf das neue Ausbildungsexperiment 
zu konzentrieren, eine Voraussetzung, die nach 
allen bisherigen Erfahrungen entscheidend dafür 


ist, daß es günstig aufgenommen wird und, wie zu 
hoffen, auf einen fruchtbaren Boden fällt. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Vogel: Soll 

künftig in Hamburg kein Vorbereitungs- 
dienst mehr möglich sein?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Frau 
Dr. Diemer-Nicolaus. 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP): Herr Prä- 
sident! Meine Damen und Herren! Es ist nicht das 
erstemal, daß wir uns hier im Hohen Hause über 
die Juristenausbildung, insbesondere über die Ge- 
staltung der Referendarzeit, unterhalten. Eine Re- 
form nicht nur der Juristenausbildung, sondern auch 
der Ausbildung in anderen Wissenschaftszweigen 
— ich erinnere nur an die Philologie — ist heute 
dringlicher als je zuvor. Insofern habe ich natürlich 
Verständnis dafür, daß ein Gesetzentwurf vorgelegt 
wurde, der dieses Problem anpackt. 

Andererseits muß ich allerdings sagen, Herr 
Kollege Vogel, daß mich der Zeitpunkt außerordent- 
lich überrascht. Sie haben erklärt, daß sich die 
CDU/CSU mit diesem Problem seit längerem be- 
fasse. Ich muß dann davon ausgehen, daß die CDU/ 
CSU zunächst einmal die Frage einer Änderung 
des § 5 des Richtergesetzes verfolgt hat, um gege- 
benenfalls die einstufige Ausbildung zu ermög- 
lichen, und daß dies schon Gegenstand der Frage- 
stunde gewesen ist. Der CDU/CSU-Fraktion ist si- 
cherlich bekannt, daß sich der diesjährige Juristen- 
tag im September eingehend mit der Frage der Ju- p) 
ristenausbildung befassen wird. Sie kennen doch die 
hochqualifizierten Gutachten, die gerade in diesem 
Gremium schon vor den Verhandlungen vorgelegt 
und an die Teilnehmer verschickt werden. Ich 
meine deshalb, daß man zunächst einmal diesen 
Juristentag und auch den Referentenentwurf ab- 
warten sollte, damit man nachher ein vollstän- 
diges Material zur Hand hat und auf dieser Grund- 
lage eine gute Arbeit hier im Hohen Hause leisten 
kann. 

Vielleicht darf ich einmal eine Prognose stellen, 
Herr Kollege Vogel. Es ist ganz selbstverständlich, 
daß der Initiativantrag Ihrer Fraktion an den 
Rechtsausschuß überwiesen wird. Ich würde es aber 
nicht für sachdienlich halten, wenn man, obwohl 
man weiß, daß in Kürze qualifizierte Gutachten 
kommen, schon vor einer von den Praktikern ge- 
tragenen Diskussion auf dem Juristentag zu einer 
Verabschiedung Ihres Entwurfs käme. Wenn man 
das Problem anpacken will, sollte man die Sache 
auch so gründlich machen, wie es die Materie ver- 
dient. 

Mit Ihrem Gesetzentwurf wird nur die Referen- 
darausbildung angesprochen. Zu einer modernen 
Ausbildung unserer Juristen, zu einer Ausbildung, 
die sich nicht nur auf das streng Juristische be- 
schränkt, sondern die die Rechtsprechung und alle 
Aufgaben, die mit dem Recht Zusammenhängen, in 
unsere gesellschaftlichen Verhältnisse und in die 
wirtschaftlichen Beziehungen eingebettet sieht, die 
also nicht abstrakt denkt, sondern das Recht in 
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seiner Vielgestaltigkeit, in seinen konkreten Be- 
ziehungen zum Leben betrachtet, gehört natürlich 
auch die Überlegung, wie die Ausbildung der 
Studenten an den Universitäten zu ändern ist. Wie 
können wir die Referendarausbildung besser ge- 
stalten, wenn nicht auf den Universitäten die ent- 
sprechenden Grundlagen dafür gelegt werden? Bei- 
des muß harmonisiert werden. 

Hier ist schon auf verschiedene Modelle hinge- 
wiesen worden. Ich darf auch auf die konkrete 
Vorstellung des Süddeutschen Juristen- und Referen- 
darverbandes hinweisen. Ich habe mit Juristen, die 
einer einstufigen Ausbildung sehr positiv gegenüber- 
stehen, gesprochen, und mir ist gesagt worden, daß 
die einstufige Ausbildung in der Theorie leichter sei 
als in der Praxis. In der Praxis sei die Gestaltung in- 
sofern schwieriger, als das theoretische Wissen, das 
an der Universität erworben werde, durch entspre- 
chende praktische Ausbildung bei den jeweiligen 
Gerichten — nehmen Sie ein ganz nüchternes Bei- 
spiel: Strafrecht, Strafprozeß — auf der Univer- 
sität durch die praktische Ausbildung bei einem 
Schöffengericht oder einer Strafkammer ergänzt 
werden müsse. Das ist nicht immer sehr einfach. 
Aber man darf vor Schwierigkeiten nicht kapitulie- 
ren, wenn man der Meinung ist, daß Theorie und 
Praxis in der Ausbildung jeweils aufeinander abge- 
stimmt sein müssen, was ich im Prinzip für richtig 
halte. Die Ausbildung wird dadurch tatsächlich in- 
tensiver, Sie wird vor allem dem Juristen plastisch 
die Zusammenhänge vor Augen führen. Sie wird 
zeigen, daß die Theorie ihre Berechtigung hat und 
(B) für die Praxis von Bedeutung ist. Es darf nicht so 
bleiben, wie es jetzt manchmal ist, daß der Stu- 
dent nach einer qualifizierten Referendarprüfung 
aufs Gericht kommt und ihm dort gesagt wird: Das 
brauchst du hier alles nicht. Da zeigt sich manchmal 
die Diskrepanz, die besteht Es ist zwar nicht über- 
all so, aber es koimmt immerhin vor. Die FDP ist 
deshalb der Meinung, daß die Juristenausbildung 
— gerade bei der Bedeutung, die heute die Recht- 
sprechung in unserem sozialen Rechtsstaat erhalten 
hat — tatsächlich so effektiv und intensiv wie mög- 
lich gestaltet werden muß. 

Ich bin auch der Meinung, daß wir bei uns in der 
Bundesrepublik zu einer Ausbildungszeit kommen 
- sollten, wie sie im Ausland üblich ist. Ich habe mich 
vor kurzem auf einer internationalen Tagung mit 
einem französischen Professor der Rechtswissen- 
schaften unterhalten. Ich habe ihn gefragt: Wie lange 
dauert es, bis die Juristen in Frankreich ausgebildet 
sind? Im Ausland ist es gang und gäbe, daß die 
akademische Ausbildung mit 25 Jahren abgeschlos- 
sen ist. Bei uns treten die jungen Akademiker durch- 
schnittlich dagegen erst niit 30 Jahren oder noch 
später in das Berufsleben. Herr Furier, ich will auf 
dieses Problem im einzelnen nicht eingehen, zumal 
meine Redezeit abläuft. Ich habe jedenfalls festge- 
stellt, daß die ausländischen Juristen nicht minder 
qualifiziert sind als die deutschen Juristen mit 
ihrer wesentlich längeren Ausbildungszeit. Manch- 
mal sind die ausländischen Juristen sogar qualifi- 
zierter als die deutschen. 

(Abg. Dr. Furier: Das hat andere Gründe 
als die Länge der Ausbildung!) 


(C) 

Ich sage das nur, um zu zeigen, daß man mit einer 
echten Reform, die gleichzeitig auch eine Verkür- 
zung der Ausbildung mit sich bringt, zu einer guten 
Ausbildung kommen kann. 

Es ist an dem Leerlauf in der heutigen Referendar- 
ausbildung ziemlich herbe Kritik geübt worden. Ich 
muß sagen, daß es während meiner Referendar- 
ausbildung keinen Leerlauf gegeben hat. 

(Abg. Vogel: Das lag vielleicht an Ihnen, 
gnädige Frau!) 

— Nein! Das liegt an den Ausbildern. Ich kann nur 
sagen: auch die Arbeitsgemeinschaften, die ich in 
Stuttgart erlebt habe, waren außerordentlich frucht- 
bar und intensiv. Ich glaube, Herr Kollege Vogel, 
man darf diese Dinge nicht so generalisieren, wie 
Sie es machen. Die Ausbildung wird doch von den 
einzelnen Richtern und an den einzelnen Gerichten 
verschieden gehandhabt. 

Vergessen Sie nicht, daß viele der Referendare 
den Wunsch haben, während ihrer Referendarzeit 
auch noch ihre Dissertation zu schreiben. Ich habe 
schon sehr oft erfahren, daß Referendare so intensiv 
eingesetzt wurden und sich so intensiv auf das As- 
sessorexamen vorbereiten mußten, daß ihnen dazu 
keine Zeit miehr blieb. 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach]: Das ist ja auch 

nicht der Sinn der Referendarausbildung!) 

— Herr Kollege Hauser, ich möchte Sie doch einmal 
fragen: Wollen Sie, daß unsere jungen Juristen nach 
dem Referendarexamen noch einmal zusätzlich 

— außerhalb der Referendarzeit! — ein Jahr auf- 
bringen müssen, nur um eine Dissertation zu schrei- 
ben? 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach]: Wenn es eine 
anständige ist, ja!) 

— Das entspricht aber nicht unserem Wunsch, daß 
unsere jungen Akademiker eher in den praktischen 
Beruf eintreten! 

Im Zusammenhang mit der sogenannten einstufi- 
gen Ausbildung möchte ich auf folgende Problema- 
tik hinweisen. Wenn wir in einigen Ländern die 
Möglichkeit der einstufigen Ausbildung haben — ich 
bin nicht dafür, daß wir diese Möglichkeit nur den 
Stadtstaaten geben; wir können die Länder nicht 
ungleich behandeln — und in anderen Ländern noch 
die hergebrachte zwieistufige Ausbildung, wird das 
natürlich eine ganze Reihe schwieriger Probleme 
mit sich bringen: nicht nur die gegenseitige Aner- 
kennung der Examen — das wäre vielleicht noch 
nicht »einmal so schwierig — , 

(Abg. Vogel: Das ist ja doch wohl Grund- 
voraussetzung!) 

sondern auch die Frage der Bindung der Juristen an 
ihre jeweiligen Heimat- bzw. Studienländer. Ich 
würde es begrüßen, wenn die Freizügigkeit, die in 
unserem Grundgesetz verankert ist, nicht nur an den 
Universitäten, sondern auch bei der Frage, wo eine 
Referendarausbildung .stattfinden soll, erhalten 
bleibt. 

Wir sind dankbar, daß die Reform der Juristen- 
ausbildung jetzt hier beraten wird. Wir sollten sie 
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gründlich beraten. Wir sollten sie im Zusammen- 
hang mit einer Reform des juristischen Studiums 
sehen und danach streben, zu guten Lösungen zu 
kommen. Ich bin aber auch der Meinung, daß wir 
mit ganz besonderem Interesse verfolgen sollten, 
was der Juristentag uns in der Bieziehung an quali- 
fizierten Gutachten und Stellungnahmen in seiner 
Herbstsitzung vorlegen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich bin überzeugt, 
daß die Beratung außerordentlich gründlich und 
wohl auch grundsätzlich sein wird. Nur fürchte ich 
eines: In der Praxis wird nachher alles doch im Zei- 
chen des Repetitors bleiben. 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Hauser [Sasbach]: 

Das sollte nicht sein, Herr Präsident!) 

Herr Staatssekretär Beyerl! 

Dr. Bayerlr Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Bun- 
desregierung und insbesondere der Bundesminister 
der Justiz halten eine Reform der Juristenausbildung 
für dringend erforderlich. Aus diesem Grunde wurde 
in unserem Hause ein Referentenentwurf erstellt, 
der den Länderjustizverwaltungen — Herr Kollege 
Beermann hat bereits darauf hingewiesen — und 
den anderen Beteiligten im Februar dieses Jahres 
zur Stellungnahme zugeleitet wurde. 

Herr Vogel, zufällig oder nicht zufällig — ich kann 
das nicht beantworten — entspricht der Initiativ- 
gesetzentwurf der CDU/CSU in fast allen Punkten 
im wesentlichen diesem Referentenentwurf unseres 
Hauses. Sollte diese Deckungsgleichheit kein Zufall 
sein, so würde ich es mindestens für kein glückliches 
Verfahren halten, einen unfertigen Referentenent- 
wurf des Bundes justizministeriums in diesem Hohen 
Hause als Initiativgesetzentwurf einzubringen. 

(Abg. Vogel: Aus Ihrem Hause haben wir 
gar nichts! — Abg. Dr. Pinger: Unser Ent- 
wurf ist sachlich ausgereifter.) 

Ich möchte den Damen und Herren der CDU/CSU 
sagen, daß die urheberrechtliche Frage dabei nicht 
unsere Sorge ist. Unsere Sorge gilt einer sachgerech- 
ten, modernen und vernünftigen Reform der Juri- 
stenausbildung. 

(Abg. Vogel: Da stimmen wir überein!) 

Mir scheint aber, daß der Initiativgesetzentwurf der 
CDU in der Entwicklung etwas nachhinkt. Sie haben 
anscheinend nicht bedacht, daß wir in unseren Refe- 
rentenentwurf, der als Arbeitsgrundlage gedient hat, 
die Stellungnahmen der Länderjustizverwaltungen 
einarbeiten werden und daß wir diesen Referenten- 
entwurf mit Sicherheit noch mit den Ergebnissen des 
Hearings anreichern werden, das unser Haus mit 
Referendaren, Professoren, Verbandsvertretern. und 
mit den Länder justizverwaltungen am 20. April 
durchgeführt hat. 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach]: Schön!) 


fC) 

Darüber hinaus meinen wir, daß man mit der 
Änderung des Richtergesetzes gleichzeitig auch das 
Beamtenrechtsrahmengesetz, das Bundesbeamten- 
gesetz und das Steuerbeamtenausbildungsgesetz än- 
dern müßte, um eine einheitliche Juristenausbildung 
sicherzustellen. 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach]: Darüber läßt 
sich reden!) 

- Der Bundesminister der Justiz wird in Kürze — 
mit Sicherheit noch vor der Sommerpause — einen 
in dieser Weise überarbeiteten Referentenentwurf 
dem Bundeskabinett zuleiten. Grundsätzlich sind wir 
natürlich sehr froh darüber, daß sich die CDU/CSU- 
Fraktion so sehr der Juristenausbildung und der 
Reform dieser Ausbildung annimmt. 

(Abg. Dr. Hauser [Sasbach]: Wie schon seit 
langem, Herr Staatssekretär!) 

Wir hoffen aber, Herr Hauser, daß Sie sich in Zu- 
kunft genau so offen für unsere neueren Erkennt- 
nisse zeigen werden, die wir aus umfanqreichen 
Arbeiten gewonnen haben. Dann, glaube ich, wer- 
den wir zu einem vernünftigen Reformwerk 
kommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, das Wort wird nicht weiter gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Vorlage unter 
Punkt 8 a nur an den Rechts ausschuß zu über- (D) 
weisen, die unter Punkt 8 b an den Rechtsausschuß 
als federführenden Ausschuß und an den Innen- 
ausschuß. Ist das Haus einverstanden? — Dann ist 
so beschlossen. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 

9. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Umstellungs- 
schlußgesetzes 

— Drucksache VI/673 — 

Auch hier haben die Fraktionen vereinbart, daß 
eine Begründung und eine Debatte nicht erfolgen 
sollen. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Vorlage 
an den Ausschuß für Wirtschaft und gemäß § 9 
der Geschäftsordnung an den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. — Kein Widerspruch; dann ist so 
beschlossen. 

Die Punkte 10 und 11 sind abgesetzt. 

Ich rufe die Punkte 12 bis 15 sowie T8 und 19 der 
Tagesordnung zusammen auf: 

12. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(12. Ausschuß) über den von der Bundes- 
regierung zur Unterrichtung vorgelegten Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften für eine Richtlinie des Rates 
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zur Angleidiung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für Kaseine und Kaseinate 

— Drucksachen 'VI/285, VI/679 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dasch 

13. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(12. Ausschuß) über den von der Bundes- 
regierung zur Unterrichtung vorgelegten Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften für eine Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für Mayonnaise, Soßen auf 
Grund von Mayonnaise und andere emul- 
gierte Gewürzsoßen 

— Drucksachen W286, VI/678 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schmidt 
(Krefeld) 

14. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(12. Ausschuß) über die von der Bundes- 
regierung zur Unterrichtung vorgelegten Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften für Richtlinien des Rates zur 
Festsetzung der Einzelheiten der Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selb- 
ständigen Tätigkeiten des Krankenpflegers 
für die allgemeine Pflege 

— Drucksachen VI/73, VI/ 644 — 

(ß) 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Schim- 
schok 

15. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus- 
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (9. Ausschuß) über die von der Bun- 
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschläge der EWG-Kommission für eine 

Verordnung (EWG) des Rates zur Ände- 
rung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 über 

die gemeinsame Marktorganisation für Milch 
und Milcherzeugnisse hinsichtlich der Gewäh- 
rung von Erstattungen bei der Ausfuhr 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 986/68 hinsicht- 
lich der Beihilfen für Magermilch für Futter- 
zwecke 

Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung 
der Verordnung (EWG) Nr. 2599/69 zur Fest- 
setzung des Grundpreises und des Ankaufs- 
preises für Äpfel 

18. Beratung des Mündlichen Berichts des In- 
nenausschusses (4. Ausschuß) über den von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften für eine Verord- 
nung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung Nr. 422/67/EWG, Nr. 5/67/EURA- 


TOM des Rates vom 25. Juli 1967 über die 

Regelung der Amtsbezüge für den Präsiden- 
ten und die Mitglieder der Kommission sowie 
für den Präsidenten, die Richter, die General- 
anwälte und den Kanzler des Gerichtshofes. 

Drucksachen VI/568, VI/680 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Schäfer 
(Tübingen) 

19. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus- 
schusses für Wirtschaft (8. Ausschuß) über 
den von der Bundesregierung zur Unterrich- 
tung vorgelegten Vorschlag der EWG-Kom- 
mission für eine Verordnung des Rates zur 
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1541 
und 1542/69 des Rates über die Einfuhr von 
Zitrusfrüchten aus Spanien und Israel 

— Drucksachen VI/317, VI/ 677 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schollmeyer 

Wünscht einer der Herren (Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. 

Die Ausschüsse empfehlen Kenntnisnahme der 
Vorschläge und darüber hinaus die Annahme von 
Entschließungen. 

Ist das Haus damit einverstanden, daß wir der 
Einfachheit halber über die Punkte 12 bis 15, 18 und 
19 gemeinsam abstimmen? — Kein Widerspruch. 
Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß- 
anträge in den Drucksachen VI/679, VI/678, VI/644, P) 
VI/647, VI/680 und VI/677. Wer zustimmen will, gebe 
das Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltun- 
gen? — ^ Es ist einstimmige Annahme erfolgt. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen betr. Entlastung der Bundes- 
regierung wegen der Bundeshaushaltsrech- 
nung (einschließlich der Bundesvermögens- 
rechnung) für das Haushaltsjahr 1967 

— Drucksache VI/ 667 — 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Es wird Überweisung an den Haushaltsausschuß 
vorgeschlagen. — Das Haus ist einverstanden. 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Übersicht 4 des Rechtsaus- 
schusses (5. Ausschuß) über die dem 
Deutschen Bundestag zugeleiteten Streit- 
sachen vor dem Bundesverfassungsgericht 

— Drucksache VI/671 — - 

Auch hier wird das Wort nicht gewünscht. 

Wer der Empfehlung des Rechtsausschusses fol- 
gen will, gebe das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige Annahme 
fest. 
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Vizepräsident Dr. Schmid 
(A) 

Meine Damen und. Herren, die Tagesordnung ist 
damit erschöpft. Ich rufe den Bundestag auf Don- 
nerstag, den 30. April, 9.00 Uhr zu einer Frage- 
stunde ein. 

Ich schließe die heutige Sitzung. 


(Schluß der Sitzung: 11.08 Uhr.) 
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(A) 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 


B ehrend * 

30. 4. 

Berlin 

4.5. 

Dr. Birrenbach 

8.5. 

Dr. Brand (Pinneberg) 

1.5. 

Dröscher * 

30.4. 

Flämig * 

29. 4. 

Frau Geisendörfer 

30. 4. 

Gerlach (Emsland) * 

30. 4. 

Gottesleben 

8.5. 

Dr. Häfele 

1.5. 

Dr. Hein * 

29. 4. 

Dr. Hermesdorf (Schleiden) 

29. 4. 

Dr. Jahn (Braunsdiweig) * 

30. 4. 

Dr. Koch * 

29. 4. 

Köppler 

30. 4. 

Kriedemann 

30.4. 

Lange * 

30. 4. 

Lautenschlager * 

30. 4. 

Dr Löhr * 

29. 4. 

Meister * 

30. 4. 

Memmel * 

30.4. 

Müller (Remscheid) 

30. 4. 

Dr. Pohle 

3.5. 

Richarts * 

29. 4. 

Schneider (Königswinter) 

3.5. 

Sieglerschmidt 

29. 4. 

Dr. Starke (Franken) 

30. 4. 

Dr. Stoltenberg 

29.4. 

Urlaubsanträge 

Dr. Schulz (Berlin) 

8. 5. 


* Für die Teilnahme an Ausschuß Sitzungen des Euro- 
päischen Parlaments. 


Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 24. April 1970 auf die Mündliche Frage der 
Abgeordneten Frau Funcke (Drucksache W 635 
Frage A 39) : 

Trifft es zu, daß seit Bestehen der Preisauszeichnungspflicht 
für hochwertige Güter auf Grund der Preisauszeichnungsverord- 
nung vom 18. September 1969 (BGBl. I S. 1733) die Zahl der 
Einbrüche in Geschäfte mit hochwertigen Gütern, insbesondere 
mit Juwelier- und Pelzwaren sich erhöht hat und Versicherungs- 
gesellschaften ihre Diebstahlversicherung für hochwertige Güter 
gekündigt oder die Prämie erhöht haben? 

Nein, dies trifft nicht zu. 

Nach Auskunft des Bundeskriminalamtes halten 
sich die Einbruchdiebstähle in Juwelier- und Pelz- 
geschäften im Rahmen des leider Gewöhnlichen. Es 
gibt keine Hinweise, daß Juweliergeschäfte mit 


Anlagen zum Stenographischen Bericht 

sichtbarer Preisauszeichnung durch Einbruchs- oder 
Trickdiebstähle sowie Raubüberfälle besonders ge- 
fährdet sind. 

Uber Kündigungen oder Prämienerhöhungen in 
der Einbruchdiebstahlversicherung für hochwertige 
Güter als Folge der Preisauszeichnungspflicht ist der 
Bundesregierung nichts bekannt. Auch der Verband 
der Sachversicherer hält es für unwahrscheinlich, 
daß Kündigungen oder Prämienerhöhungen schon 
jetzt mit der Einführung der Preisauszeichnungs- 
pflicht begründet werden, da es erfahrungsgemäß 
geraume Zeit dauert, bis sich derartige Ursachen, so- 
weit sie sich isoliert überhaupt statistisch erfassen 
lassen, auf die Prämien auswirken. 


Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 24. April 1970 auf die Mündlidien Fragen des 
Abgeordneten Breidbach (Drucksache W635 Fragen 
A 40 und 41) : 

Ist es zutreffend, daß im Zuge der Gespräche zwischen den 
Verlagshäusern Bertelsmann und Springer über den Verkauf von 
Aktien des Axel Springer Verlages das Bundeswirtschaftsministe- 
rium oder ein anderes Bundesministerium beratende Funktionen 
auf dem Gebiet der Steuerverrechnung oder Steuererleichterung 
ausgeübt hat, hauptsächlich in der Annahme, der Hamburger 
Verleger werde nicht nur ein Drittel, sondern bis zu 74 ®/ü seiner 
Anteile veräußern und somit seine starke Position im Presse- 
bereich aufgeben? 

Ist es zutreffend, daß im Rahmen der Verkaufsverhandlungen (D) 
Gespräche zwischen dem Bundeswirtschaftsministerium oder 
einem anderen Bundesministerium und der Regierung des Landes 
Nordrhein-Westfalen stattgefunden haben mit dem Ziel, die 
unter der Aufsicht des Landes Nordrhein-Westfalen stehende 
Westdeutsche Landesbank an der Transaktion zu beteiligen und 
diese in der Hoffnung 'auf einen Verkaufsanteil von bis zu 74 % 
zu unterstützen? 

Die Frage ist zu verneinen. Das Bundeswirtschafts- 
ministerium oder ein anderes Bundesministerium 
hat zu keiner Zeit beratende Funktionen steuer- 
licher oder anderer Art im Zusammenhang mit der 
Anteilstransaktion zwischen den beiden Verlags- 
häusern ausgeübt. 

Die zweite Frage ist ebenfalls zu verneinen. 


Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 24. April 1970 auf die Mündliche Frage des Ab- 
geordneten Wagner (Günzburg) (Drucksache Vl/635 
Frage A 42) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die in den vergangenen 
Jahren aufgelegte Broschüre „ERP-Kredite für die deutsche Wirt- 
schaft" auch für das Jahr 1970 zu erstellen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Broschüre 
„ERP-Kredite für die deutsche Wirtschaft" nach 
Verabschiedung des ERP-Wirtschaftsplans durch 
Bundestag und Bundesrat der Öffentlichkeit zu über- 
geben. 




